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Liebe Leserin, lieber Leser,

seit der Reform der Siche-

rungsverwahrung in Folge 

des BVerfG-Urteil vom Mai 

2011 ist der Kriminologische 

Dienst Sachsen mit der Qua-

litätssicherung (QS) der Be-

handlung zuständig. In unse-

rem dreißigsten Justiz-

Newsletter stellt Sylvette 

Hinz die schwierigen Be-

handlungsverläufe aus sich 

der QS vor 

Die Umsetzung der Aufgabe 

der Resozialisierung insbe-

sondere im Strafvollzug be-

leuchtet Professor Dr. Heinz 

Cornel von der Alice Salo-

mon Hochschule in Berlin 

näher. Zu welchen Erkennt-

nissen er kommt, lesen Sie 

in seinem Artikel ab Seite 9.

Die Artikel von Michael 

Schäfersküpper von der 

Fachhochschule für Rechts-

pflege Nordrhein-Westfalen 

sind bereits ein fester Be-

standteil in unserem 

Newsletter. In dieser Ausga-

be befasst sich der Strafvoll-

zugsrechts-Experte mit den 

Disziplinarmaßnahmen und 

stellt fest, dass diese zu den 

rechtlich anspruchsvollsten 

Bereichen des Vollzugs-

rechts gehören. 

Das Schweizer RJ-Forum

wurde 2017 gegründet und 

setzt sich seitdem für die 

Entwicklung sowie Umset-

zung der Restaurativen Jus-

tiz ein. Die Präsidentin des 

Forums, Claudia Christen-

Schneider, berichtet von 

ihren Erfahrungen mit den 

restaurativen Dialogen in der 

Schweiz und von einer Eva-

luation, die eine hohen Zu-

friedenheit seitens der Teil-

nehmenden zeigt. 

Schätzungen zufolge sind 

allein in Deutschland bis zu 

100.000 Kinder von der In-

haftierung eines Elternteils 

betroffen. Claudia Kittel ist 

die Leiterin der Nationalen 

Monitoring-Stelle zur UN- F
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Kinderrechtskonvention am 

Deutschen Institut für Men-

schenrechte in Berlin unter-

streicht das Recht des Kin-

des auf Kontakt zu ihren 

inhaftierten Eltern und hat 

herausgefunden, dass die 

gesetzlich vorgeschriebenen 

Mindestbesuchszeiten zwi-

schen den Ländern stark 

variieren.

Im November fand in Celle 

das dreizehnte „Bundesweite 

Forum: Sicherungsverwah-

rung“ statt.. Unsere Prakti-

kantin Kristina Straßburger, 

Studentin im Master Krimino-

logie und Gewaltforschung 

an der Universität Regens-

burg, fasst in ihrem Tagungs-

bericht die wichtigsten As-

pekte dieser etablierten Ver-

anstaltung zusammen.

Wir wünschen Ihnen viel 

Spaß beim Lesen. 

Herzliche Grüße aus Celle 

sendet Ihnen

   Michael Franke

J A H R G A N G  1 6  ●  A U S G A B E  3 0  ●  N O V E M B E R  2 0 1 9

J U S T I Z N E W S L E T T E R

Schwierige Behand-

lungsverläufe aus Sicht 

der Qualitätssicherung

 2

Umsetzung der Aufgabe 

der Resozialisierung im 

Strafvollzug 

 9

Vollzugsrecht: Gefange-

ne und  Disziplinarmaß-

nahmen

19

Erfahrungen mit den 

Restaurativen Dialogen 

in der Schweiz

26

Tagungsbericht zum 

zehnten „Bundesweiten 

Forum: Sicherungsver-

wahrung“ 

36

Ankündigungen 41

Kontaktadressen 42

Kontakt von Kindern zu 

ihren inhaftierten Eltern
31

I N H A L T



Newsletter Nr. 29                                                                                                           Seite  2

die Prognoseerstellung 

erfolgen. Darunter fallen 

nicht nur die "schweren" 

Straftäter mit einem 

ausgewiesen hohen 

Risiko sondern alle Ge-

walt-, Sexual- und 

Brandstiftungsstraftäter 

mit einer Haftstrafe ab 2 

Jahren. Durch die ein-

heitliche und transpa-

rente Dokumentation 

und die Überprüfung der 

formalen und inhaltli-

Schwierige Behandlungsverläufe aus Sicht der 

Qualitätssicherung
von Sylvette Hinz 

SCHWIERIGE BEHANDLUNGSVERLÄUFE AUS SICHT DER QUALITÄTSSICHERUNG

Seit der Reform der Si-

cherungsverwahrung in 

Folge des BVerfG- Urteils 

vom Mai 2011 ist der Kri-

minologische Dienst 

Sachsen mit der Quali-

tätssicherung der Be-

handlung von und Prog-

noseerstellung bei Gefan-

genen mit angeordneter 

Sicherungsverwahrung 

(aSV), bei Sicherungsver-

wahrten (SV) und bei ei-

nem Teil der zu lebens-

langer Haftstrafe Verur-

teilten zuständig. Dafür 

wurden Maßnahmen in 

drei Bereichen installiert 

(siehe Abbildung 1).

In den Mindeststan-

dards der Psychologen 

ist sehr detailliert gere-

gelt, unter welchen Prä-

missen und mit Anwen-

dung welcher Formblät-

ter die Diagnostik, die 

Behandlungs- und Ver-

laufsdokumentation und 

erstellt, die insbesonde-

re folgende Fragen be-

antworten soll:

- Haben sich neue As-

pekte für die individuelle 

Delinquenzhypothese 

ergeben, aus denen sich 

(neue) Behandlungsas-

pekte und prognoserele-

vante Ableitungen erge-

ben?

- An welchen Schwer-

punkten wurde mit wel-

Das Qualitätsmanage-

ment Behandlung um-

fasst die regelmäßige 

Überprüfung der Be-

handlungsverläufe von 

Sicherungsverwahrten 

und Inhaftierten mit an-

geordneter Sicherungs-

verwahrung durch Mitar-

beiterinnen des Krimino-

logischen Dienstes. Da-

zu wird halbjährlich 

durch das jeweilige Be-

handlungsteam eine um-

fassende Dokumentation 

chen Ausgestaltung wur-

de eine Qualitätssiche-

rung der Arbeit der 

Psychologen erreicht. 

Diese wird durch viele 

andere Maßnahmen flan-

kiert, wie passgenaue 

Fortbildungen, Fallbera-

tungen, Intervisionen etc.

Im Expertenpool für 

Prognosefragen (EFP) 

arbeiten 10 erfahrene, im 

Justizvollzug tätige foren-

sische Psychologen, die 

besonders aus- und fort-

gebildet wurden – u.a. in 

der Anwendung von Di-

agnose- und Prognose-

verfahren wie die PCL-R, 

den Static-99 und der 

VRS:SO. Der EFP wird 

immer dann mit einer 

Prognoseerstellung be-

auftragt, wenn es um die 

Lockerungen von (a)

SVern oder lebenslang 

Inhaftierten geht. Jedes 

Gutachten wird in der 

Gruppe des EFP supervi-

diert.

Sylvette Hinz, Dipl.-Psych. 

Leiterin des Kriminologischen 

Dienstes des Freistaates Sach-

sen

Abbildung 1 
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Zum Stichtag 

31.03.2019 gab es in 

Sachsen 33 Sicherungs-

verwahrte und 26 Inhaf-

tierte mit angeordneter 

oder vorbehaltener SV. 

Seit 2014 steigen die 

Fallzahlen an, wie auch 

im bundesdeutschen 

Trend zu sehen 

(Dessecker et. al., 

2019).

In Sachsen wurden seit 

erfahren, Rat zu bekom-

men und auch immer 

wieder zu wissen, dass 

vieles fachlich gut ge-

macht und gedacht ist, 

dass aber die Kompo-

nente "Bereitschaft und 

Fähigkeit des (a)SVer" 

die wesentlichste Rolle 

bei der Erreichung von 

Zielen spielt.

Ein kleiner statistischer 

Überblick

terlagen liegt das Haupt-

augenmerk auf der Fra-

ge, ob aus der Doku-

mentation für einen 

externen Dritten (bspw. 

Strafvollstreckungskam-

mer, Sachverständiger) 

nachvollziehbar hervor-

geht, dass der Unterge-

brachte nach den 

Vorgaben des Bundes-

verfassungsgericht 

(BVerfG) behandelt 

wird. Dabei geht es re-

gelmäßig um intensive, 

individuelle und frei-

heitsorientierte Angebo-

chen Methoden im letz-

ten Behandlungszeitraum 

gearbeitet?

 Welche Ziele ha-

ben der (a)SVer 

und das Team für 

den kommenden 

Zeitraum und mit 

welchen Methoden 

wird weiter gear-

beitet?

Diese Dokumentation 

sowie sämtliche Akten 

werden dem Kriminologi-

schen Dienst übersandt. 

Bei der Prüfung der Un-
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te, die geeignet sind, 

den Untergebrachten zu 

motivieren, an seiner 

Behandlung mitzuwirken 

bzw. seine Legalprogno-

se zu verbessern, so-

dass bei angeordneter 

Sicherungsverwahrung 

die SV möglichst ver-

mieden werden kann. 

Bei in der SV Unterge-

brachten sollte die Maß-

regel nur solange anhal-

ten, wie sie unbedingt 

nötig ist.

Zu jeder Dokumentation 

erhält das Behandlungs-

einzelnen Teammitglie-

dern bei Bedarf. 

Die Qualitätssicherung 

hat sich seit 5 Jahren 

"messbar" bewährt. Es 

gab keine Aussetzung 

der Maßregel auf Grund 

von Mängeln in der Be-

handlung, die Prognose-

stellungen der Abteilun-

gen wurden sämtlich 

von den Vollstreckungs-

leitern gehalten und 

auch in schwierigen Fäl-

len, in denen die gut-

achterliche Einschät-

zung des Sachverstän-

team eine schriftliche 

Rückmeldung vom Krimi-

nologischen Dienst. Die-

se enthält oftmals Hin-

weise zur weiteren Aus-

gestaltung, Vorschläge 

für Behandlungsmaßnah-

men oder fachliche Anre-

gungen für Korrekturen 

im Diagnostik- oder Be-

handlungsprozess. Flan-

kiert wird dies durch Ein-

zelfallbesprechungen in 

den Abteilungen vor Ort, 

Beratungen am Telefon 

bei akuten Fragen und 

stützende Gespräche mit 

digen nicht mit der der 

Abteilung übereinstimm-

te, gab es sachliche 

Entscheidungen, die die 

Interessen des Unterge-

brachten und das Si-

cherheitsinteresse der 

Allgemeinheit berück-

sichtigten.

Nicht zuletzt gibt es 

auch fachliche und ganz 

menschliche Auswirkun-

gen: Durch die Möglich-

keit, sich an den Krimi-

nologischen Dienst zu 

wenden, entsteht das 

Angebot, Entlastung zu 

„Bei der Prüfung der 

Unterlagen liegt das 

Hauptaugenmerk auf der 

Frage, ob aus der 

Dokumentation für einen 

externen Dritten (bspw. 

Strafvollstreckungskammer, 

Sachverständiger) 

nachvollziehbar hervorgeht, 

dass der Untergebrachte 

nach den Vorgaben des 

Bundesverfassungsgericht 

(BVerfG)  behandelt wird.“
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Schwierige Behand-

lungsverläufe – Be-

schreibung

Aus fünf Jahren intensi-

ver Fallbegleitung von 

durchschnittlich 80 Kli-

also außerhalb der Fami-

lie bspw. in Kinderhei-

men, Jugendwerkhöfen 

oder betreuten Wohnein-

richtungen.

Demnach haben mehr 

als 60 % der Klienten ein 

Drittel und mehr (bis zu 

70 %) ihres Lebens in 

Gefängnissen verbracht. 

Entsprechend stark ist 

die zu vermutende Hospi-

talisierung mit allen damit 

verbundenen Sympto-

men und Einschränkun-

gen und die nicht minder 

wirksame 

"Sozialisierung" in einem 

dissozialen Umfeld, das 

bei aller Mühe und An-

strengung nicht durch 

das System und die Mit-

arbeiter neutralisiert wer-

den kann.

der Klienten in Vollzugs-

anstalten. Folgende 

Grafik zeigt eindrücklich, 

wieviel Prozent ihres 

Lebens die (a)SVer im 

Anfang 2014 8 Unterge-

brachte entlassen, 3 Ge-

fangene konnten die 

Maßregel nach Ende der 

Haftzeit vermeiden und 2 

Untergebrachte sind ver-

storben. Letzteres und 

die Betrachtung der Al-

tersstruktur zeigen ein 

Problem auf, das in den 

kommenden Jahren mehr 

Beachtung finden muss: 

alte Menschen im Vollzug 

und in der Unterbringung 

mit daraus resultieren-

dem Bedarf an Pflege 

und Sterbebegleitung.

Ein wichtiger Aspekt für 

die Beurteilung von Mög-

lichkeiten und Grenzen 

von Behandlungsmaß-

nahmen in der Siche-

rungsverwahrung ist die 

verbrachte Lebenszeit 
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enten im Jahr ergeben 

sich viele Erfahrungen, 

die sich einerseits in 

den wissenschaftlichen 

Stand der Forschung zu 

Prognose und Behand-

lung einordnen lassen, 

Justizvollzug verbracht 

haben. Dabei noch nicht 

mitgezählt sind Zeiten 

der Unterbringung in 

anderen Institutionen, 
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tel ein und berichtet, 

keine sexuell devianten 

Fantasien mehr zu ha-

ben. Herr M. wurde be-

reits 11 mal sachver-

ständig begutachtet. Im 

Ergebnis widersprechen 

sich die Gutachter hin-

sichtlich ihrer Prognose.

Herr M. bereitet im All-

tag im Gegensatz zu 

Herrn H. keine Proble-

me. Er erzählt nur seit 

20 Jahren jedem neuen 

Therapeuten dasselbe. 

und in Sozialtherapie 

wurde er stets mit guter 

Prognose entlassen, um 

nach kürzester Zeit in 

Freiheit wieder einschlä-

gig rückfällig zu werden. 

Auch während der aktuel-

len Unterbringung arbei-

tet er immer gut mit, ist 

zuvorkommend, hat gute 

soziale Kompetenzen, 

setzt sich mit seinen 

Straftaten auseinander, 

ist einsichtig und zeigt 

Reue. Er nimmt nun auch 

ein triebdämpfendes Mit-

die andererseits aber 

subjektive Theorien ent-

stehen lassen haben, die 

aus "Eindrücken" und der 

subjektiven Häufung von 

Merkmalen und Verläu-

fen resultieren.

Für die Behandler sind 

Fälle besonders heraus-

fordernd, wenn sie unbe-

einflussbar erscheinen, 

d.h. wenn sich in der Be-

handlung bzw. in dem 

Versuch, den Klienten zu 

einer solchen zu motivie-

ren, über viele Jahre hin-

bar, beleidigend, impulsiv 

und stellt immer neue 

(unerfüllbare) Bedingun-

gen, unter denen er an 

der Behandlung mitwir-

ken würde. Vertrauens-

würdige Ansprechpartner 

sind ihm zwar wichtig für 

seine Launen und Anlie-

gen, eine tragfähige Ar-

beitsbeziehung ist seit 5 

Jahren jedoch nicht zu-

stande gekommen. In 

Hochstresssituationen 

gibt Herr H. schriftlich 

sein Todesdatum be-

SCHWIERIGE BEHANDLUNGSVERLÄUFE AUS SICHT DER QUALITÄTSSICHERUNG

Was das für seine Rück-

fallprognose bedeutet, 

haben die letzten 

"hoffnungsvollen" Ent-

lassungen eindrücklich 

gezeigt.

Schwierige Behand-

lungsverläufe – Ver-

such einer Typisie-

rung

Der Versuch einer sys-

tematischen Zuordnung 

entstand aus den Erfah-

rungen, dass es unter-

schiedliche Gründe in 

weg keine "Bewegung" 

zeigt. 

Herr H.

Herr H. ist ein 55-

jähriger Mann. Er wurde 

1987 zum ersten Mal 

wegen sexuellen Miss-

brauchs von Kindern 

und Jugendlichen verur-

teilt. Er hat weitere 10 

Einträge im Bundes-

zentralregister, polytro-

pe Kriminalität und ge-

steht während der Haft 

in anderer Sache einen 

Mord, der zur  Verde-

ckung eines Tage an-

dauernden sexuellen 

Missbrauchs nach Ent-

führung eines Jungen 

diente. 

In der aktuellen Haft 

beging er mehrere Ver-

gewaltigungen und Kör-

perverletzungen. Er ver-

büßt eine lebenslange 

Haftstrafe mit anschlie-

ßender Sicherungsver-

wahrung. Herr H. möch-

te nicht entlassen wer-

den. Er ist hoch kränk-

„Für die Behandler sind Fälle 

besonders herausfordernd, 

wenn sie unbeeinflussbar 

erscheinen,...“

kannt  und erpresst da-

mit Suizidprophyla-

xemaßnahmen.

Herr M.

Herr M. ist ein 51-

jähriger Mann. Er wurde 

1996 zum ersten Mal 

wegen sexuellen Miss-

brauchs verurteilt. Er hat 

einen typischen Modus 

Operandi: er sucht ge-

zielt nach männlichen 

Kindern im bevorzugten 

Alter (9-12 Jahre). Die 

Kinder kommen aus 

sozial schwierigen Ver-

hältnissen, sodass sie 

leicht mit materiellen 

Angeboten, wie Playsta-

tion zu locken sind. Die 

Kinder halten sich immer 

länger und auch über 

Nacht bei Herrn M. auf. 

Er "versorgt" sie 

"väterlich". Dabei kommt 

es schleichend zur sexu-

ellen Annäherung und 

zum Missbrauch. Nach 

vorhergehenden Verur-

teilungen und Behand-

lung im Maßregelvollzug 

S���n����p�����n�:

„G��n�la��� ��� Me��-

�n����i�: Wa� �us�, wa� 

k��� �n� wa� d�r� ��� 

Me���n����i� �e� Jus-

���v����ug�?“

�� 10. M���  2020

 �� C����
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nur rudimentär vorhan-

den, so wird sich keine 

belastbare (profes-

sionelle) Beziehung auf-

bauen lassen. Eine sol-

che ist jedoch Voraus-

setzung für eine Be-

handlung, die darauf 

abzielt, in der Innen-

und Außenschau Eige-

nes zu reflektieren und 

sich dabei vertrauens-

voll vom Therapeuten 

begleiten zu lassen. Bei 

der grundlegend gestör-

ten Beziehungsfähigkeit, 

wie wir sie bei früh (d.h. 

innerhalb der ersten 3 

Lebensjahre) traumati-

sierten Klienten häufig 

schiedlichen Einschät-

zungen der Behand-

lungsfähigkeit, die unab-

hängig von der Motivati-

on des Klienten nicht ge-

geben sein können. Bei-

spielhaft für ein unterge-

ordnetes Merkmal sei 

hier die Empathie- und 

Beziehungsfähigkeit ge-

nannt. Kernstück der Ein-

schätzung ist die Be-

schreibung der Persön-

lichkeitsstruktur in ihren 

basalsten Komponenten 

z.B. der frühkindlich an-

gelegten Beziehungs-

und Empathiefähigkeit. 

Ist diese bspw. in einer 

desintegrierten Struktur 

Typen ist eine Arbeits-

hypothese (Hinz et. al., 

2018) und erhebt keinen 

Anspruch auf Vollstän-

digkeit, erlaubt aber ei-

ne Reflexion  schwieri-

ger oder vielleicht sogar 

erfolgloser Behand-

lungsverläufe aus einer 

Metaperspektive. Dar-

über hinaus führt die 

differenzierte Einschät-

zung von  Merkmalen 

pro Typ  zu einer prag-

matischen Schlussfolge-

rung darüber, wie die 

Behandlungsaussichten 

sind, zumindest mit den 

bis heute bekannten Me-

thoden der Psychothera-

pie und Kriminaltherapie. 

Die Einteilung in 3 Typen 

klingt zunächst banal:

 Klient kann nicht und 

will nicht kriminal-

und/oder psychothera-

peutisch behandelt 

werden

 Klient kann zwar aber 

will nicht kriminal-

und/oder psychothera-

der Persönlichkeit eines 

Klienten geben kann, 

warum Behandlung ge-

lingt oder auch nicht. Ei-

ne Typisierung kann da-

zu beitragen, die Be-

handlungsressourcen 

passgenauer zu vertei-

len. Sie kann ebenso 

wichtig für das Behand-

lungsteam sein: die Er-

folgserwartungen bezo-

gen auf die Behandlungs-

prognose lassen sich 

besser einordnen.

Die Beschreibung von 3 

peutisch behandelt 

werden

 Klient kann nicht, wo-

bei der Wille da  ist  

kriminal- und/oder psy-

chotherapeutisch be-

handelt zu werden

Betrachtet man weitere 

Merkmale pro Typ, 

kommt man zu unter-
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sehen, lässt sich auch 

nur bedingt und über 

einen langen und müh-

samen Gestaltungspro-

zess, bei dem das Team 

sehr viel aushalten kön-

nen muss (Beispiel Herr 

H.) eine leichte Verbes-

serung herbeiführen. 

Die Fähigkeit, eine ver-

trauensvolle soziale, wie 

auch immer geartete 

Beziehung einzugehen, 

ist jedoch bei diesen 

Menschen nicht erlern-

bar. Für die Behand-

lungsprognose bedeutet 

das, dass relativ klar ist, 

dass mit den derzeitigen 

Methoden der Psycho-

Der Kriminologische Dienst des Freistaates Sachsen befindet sich in der Justizvollzugsanstalt Leipzig
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delbaren werden durch 

die neuen Konzepte in 

den Behandlungmaß-

nahmen vor Antritt der 

Sicherungsverwahrung 

bereits profitieren und 

die SV entweder nicht 

antreten oder dort nicht 

lange untergebracht 

bleiben. Die Sicherungs-

verwahrung könnte zu 

einem Ort werden, der 

weder für die Klienten 

noch für die Mitarbeiter 

lange aushaltbar ist. 

Deshalb muss wieder in 

Intervention nicht aus-

sichtsreich ist.

Somit stößt der Behand-

lungsgedanke des Ge-

setzgebers, Unterbrin-

gung und Angebote so 

auszugestalten, dass die 

Maßregel möglichst ver-

mieden werden kann, in 

der Praxis an Grenzen. 

Zunehmend werden Kli-

enten in einer langen 

Unterbringung bleiben 

und als nicht entlassbar 

gelten; die besser Behan-

dafür liegen in der sehr 

zeitigen Kindheit, in der 

Entwicklungsschritte auf 

Grund bspw. emotiona-

ler Vernachlässigung 

und früher Institutionali-

sierung nicht gemacht 

werden konnten und im 

Erwachsenenalter nicht 

"nachholbar" sind. 

Deshalb ist die hin und 

wieder in gerichtlichen 

Anhörungen gestellte 

Schuldfrage, ob nun die 

JVA nicht genug ange-

boten hat oder der Kli-

ent nicht mitmachen will, 

obsolet.

Bedeutung der Einord-

nung

In diesem Beitrag konnte 

nur sehr oberflächlich 

und beispielhaft be-

schrieben werden, wie 

Fallerfahrung aus der 

Qualitätssicherung in ein 

Modell der Behandlungs-

fähigkeit eingeflossen 

ist. Es bedarf weiterer 

theoriegeleiteter Ausdif-

ferenzierung.

und Kriminaltherapie das 

grundlegende Problem 

der Empathie- und Bezie-

hungsunfähigkeit nicht 

behandelt werden kann. 

Das wirkt sich in einigen 

Fällen erheblich auf die 

Kriminalprognose aus. 

Aus ethischer Sicht wäre 

in solchen Fällen eben 

auch zu konstatieren, 

dass der Klient vom Typ 

1 und 3 etwas leisten 

soll, wozu er sehr wahr-

scheinlich nicht in der 

Lage ist. Die Ursachen 

h betrachtet frühkind-

lich durch bspw. emo-

tionale Vernachlässi-

gung oder Hospitali-

sierung zugefügten 

Schäden oder 

psychophysiologische 

Folgeerscheinungen 

geheilt werden.

 Wir können aber den 

Entwicklungsspiel-

raum des Klienten 

akzeptieren, für Ange-

bote zum Stützen 

sorgen, Grenzen set-

zen und den Rahmen 

einer Unterbringung 

bieten, der ethisch 

vertretbar ist.

Wir sehen zunehmend 

schwierige Behand-

lungsverläufe in der Si-

cherungsverwahrung mit 

ausgeprägten Thera-

piehemmnissen. Über 

lange Verläufe hinweg 

wird bei einigen Klienten 

deutlich, dass eine Fort-

führung psycho- oder 

kriminaltherapeutischer 

Unabhängig davon erge-

ben sich folgende 

Schlussfolgerungen:

 Behandlung welcher 

Art auch immer kann 

(derzeit) basale Grund-

lagen für eine Therapie 

nicht „herstellen“, 

wenn sie nicht vorhan-

den sind, dazu zählt 

bspw. Beziehungs-

und Empathiefähigkeit.

 Es können keine ent-

wicklungspsychologisc

SCHWIERIGE BEHANDLUNGSVERLÄUFE AUS SICHT DER QUALITÄTSSICHERUNG

den Diskurs getreten 

werden, wie zwischen 

Opferschutz (hohes 

Rückfallrisiko) und dem 

Anspruch auf Freiheit 

des Einzelnen eine Ba-

lance zu finden ist und 

wie Freiheit definiert 

werden kann. Es muss 

auch darüber diskutiert 

werden, welche ethisch 

vertretbare Unterbrin-

gung rechtlich und ge-

sellschaftlich akzeptabel 

sein kann, wenn es Si-

cherungsverwahrte gibt, 

S���n����p�����n�:

„S������i�� Ge��rä��� 

������“

v�� 25. �i� 26. M�� 

2020 �� H�����

„Wir sehen zunehmend 

schwierige 

Behandlungsverläufe in der 

Sicherungsverwahrung mit 

ausgeprägten 

Therapiehemmnissen. Über 

lange Verläufe hinweg wird 

bei einigen Klienten deutlich, 

dass eine Fortführung 

psycho- oder 

kriminaltherapeutischer 

Intervention nicht 

aussichtsreich ist.“
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die nicht zu bessern und 

auch nicht zu motivieren 

sind – ohne eine Schuld-

frage aufzuwerfen, wie es 

oft genug noch der Fall 

ist. Dabei könnte man 

den Blick auch über die 

Grenzen Deutschlands 

hinaus richten, bspw. wie 

Dr. Borchard (Borchard, 

2019) im letzten Justiz-

newsletter über die ge-

setzlichen Regelungen 

der Schweiz berichtete.

Hinz, S., Meischner-Al-

Mousawi, M. & Harten-

stein, S. (2018). Diag-

nostik und Behandlung 

von Hochrisikotätern in 

Sachsen. Erfahrungen 

mit der Qualitätssiche-

rung von Diagnostik und 

Behandlung von Gefan-

genen mit angeordneter 

Sicherungsverwahrung 

und Sicherungsverwahr-

ten. Bewährungshilfe, 

65, 125-137

Dessecker, A. & 

Leuschner, F. (2019). 

Sicherungsverwahrung 

und vorgelagerte Frei-

heitsstrafe: Eine empiri-

sche Untersuchung zur 

Ausgestaltung der Unter-

bringung und des vor-

hergehenden Strafvoll-

zugs. (BM-Online ; Bd. 

14) - Wiesbaden: KrimZ

Literatur:

Borchard, B. (2019). Um-

gang mit schwierigen 

Behandlungsverläufen 

von Hochrisikotätern in 

der Schweiz. Justiz-

newsletter, 29, 8-17                                                                                     

https://bildungsinstitut-

justizvoll-

zug.niedersachsen.de/

newsletter/der-newsletter

-der-fuehrungsakademie-

94142.html (letzter Zu-

griff: 28.10.2019)
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GG in Verbindung mit 

Art. 1 GG (erwächst). 

Von der Gemein-

schaft aus betrachtet, 

verlangt das Sozial-

staatsprinzip staatli-

che Vor- und Fürsor-

ge für Gruppen der 

Gesellschaft, die auf-

grund persönlicher 

Schwäche oder 

Schuld, Unfähigkeit 

Umsetzung der Aufgabe der Resozialisierung in der 

Strafrechtspflege und insb. im Strafvollzug 

- wo stehen wir heute?1

von Heinz Cornel 

UMSETZUNG DER AUFGABE DER RESOZIALISIERUNG IM STRAFVOLLZUG

Das Bundesverfas-

sungsgericht hat in 

zwei dicht aufeinander 

folgenden Entscheidun-

gen in den 70er Jahren 

des letzten Jahrhun-

derts zum einen die 

Beschränkungen von 

Grundrechten durch die 

besonderen Gewaltver-

hältnisse aufgehoben 

und zum zweiten den 

Anspruch des Straftä-

ters auf Resozialisie-

rung normiert.2 Kurze 

Zeit später entschied 

das Bundesverfas-

sungsgericht, dass 

„vom Täter aus gese-

hen das Interesse an 

der Resozialisierung 

aus seinem Grund-

recht aus Art. 2 Abs. 1 

schung sein, dass sich 

die Anstaltspopulation 

im Bundesdeutschen 

Strafvollzug verändert 

– quantitativ und quali-

tativ immer wieder. 

Waren noch vor 10 –

12 Jahren viele Anstal-

ten von Überbelegung 

gekennzeichnet, so 

sind die Belegungs-

zahlen im Strafvollzug 

in den letzten 6-8 Jah-

genen verbindlich.5

Wie dieser Prozess 

der Resozialisierung 

aussieht, ist allerdings 

bei den mehr als 60 

0006 Gefangenen an-

gesichts unterschiedli-

cher Biografien, Kom-

petenzen, Ressourcen 

und Bedarfe differen-

ziert zu sehen.

Es kann keine Überra-

form, die ab 2007 in 

Kraft traten, mögen 

andere Signale setzen 

und den Schutz der 

Allgemeinheit vor wei-

teren Straftaten dane-

ben stellen – am ein-

deutigen und binden-

den Votum des Bun-

desverfassungsgericht

es ändert das aber 

nichts und das fordert 

Resozialisierung als 

Ziel für jeden Gefan-

oder gesellschaftlicher 

Benachteiligung in ih-

rer persönlichen sozia-

len Entfaltung gehin-

dert sind; dazu gehö-

ren die Gefangenen 

und Entlassenen.“3

Ausdrücklich stellt das 

Bundesverfassungsge-

richt fest, dass der 

Staat die Aufgabe ha-

be, die erforderlichen 

Mittel für den Personal

- und Sachbedarf be-

reitzustellen.4

Das Strafvollzugsge-

setz des Bundes von 

1977 legte das Voll-

zugsziel eindeutig fest: 

Der Gefangene soll im 

Vollzug der Freiheits-

strafe fähig werden, 

künftig in sozialer Ver-

antwortung ein Leben 

ohne Straftaten zu füh-

ren. Die Landesstraf-

vollzugsgesetze nach 

der Föderalismusre-

Prof. Dr. Heinz Cornel  

Alice Salomon Hochschule Berlin

Alice Salomon Hochschule (ASH) in Berlin
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ckerungen.

Der Anteil alter Gefan-

gener im Strafvollzug 

stieg deutlich – keine 

Altersgruppe wächst 

so schnell an wie die 

Gruppe der über 60-

jährigen. Gab es 1980 

nur 399 Gefangene im 

Alter über 60 Jahren 

(etwa halb so viele 

wie die 780 Jugendli-

chen), so hatte sich 

die Zahl 2018 mehr 

genkonsum ist in den 

letzten 40 Jahren stark 

gestiegen und verharrt 

in den letzten 20 Jah-

ren auf hohem Niveau. 

Dies ist nicht nur ein 

Thema für Gesund-

heitsprävention und 

Suchthilfe im Strafvoll-

zug, sondern hat auch 

Konsequenzen für die 

Kommunikation im 

Vollzug und vor allem 

für Kontrollen bei Lo-

„Beispielsweise wurden 1975 

weniger als ein Drittel aller 

Täter nach vollendetem Mord 

zu lebenslänglicher 

Freiheitsstrafe verurteilt. Im 

Jahr 2014 waren es 60% und 

im Jahr zuvor sogar mehr als 

70 % – bei stark gesunkener 

Gesamtzahl der vollendeten 

Morde.“

als Großbritannien 

und Frankreich und in 

den USA sperrt man 

pro Kopf der Bevölke-

rung etwa acht Mal so 

viele Menschen ein, 

ohne dass es dort si-

cherer wäre. In der 

Untersuchungshaft 

sind die Belegungs-

zahlen heute deutlich 

niedriger als Anfang 

der 80er Jahre allein 

in Westdeutschland.  

Sie stiegen vor 3 Jah-

ren um etwa 14% an, 

sinken inzwischen 

aber wieder leicht. 

Heute ist die registrier-

te Kriminalität geringer 

als 1993, dem ersten 

Jahr, in dem Daten für 

alle Bundesländer zur 

Verfügung stehen,7

und die Anzahl der 

Verurteilungen in Ge-

samtdeutschland 2017 

geringer war als in den 

ren stark zurückgegan-

gen, stagnieren seit 3 

Jahren und sind pro 

Kopf der Bevölkerung 

heute niedriger als in 

den 50er und 60er 

Jahren. Deutschland 

liegt inzwischen auch 

im internationalen Ver-

gleich der der Anzahl 

der Gefangenen pro 

100.000 der Bevölke-

rung im unteren Mittel-

feld - deutlich niedriger 

cher Freiheitsstrafe 

verurteilt. Im Jahr 

2014 waren es 60% 

und im Jahr zuvor so-

gar mehr als 70 %9 –

bei stark gesunkener 

Gesamtzahl der voll-

endeten Morde. 40% 

weniger Taten führten 

zu 35 % mehr lebens-

länglichen Freiheits-

strafen. Es handelt 

sich offensichtlich um 

eine kriminalpolitisch 

gestaltete Belegungs-

zahl, die noch dadurch 

verstärkt wird, dass 

gerade bei langen 

Strafen 1998 auch die 

Möglichkeiten der vor-

zeitigen Entlassung 

durch den Gesetzge-

ber erschwert werden 

sollten.10

Der Anteil drogen-

süchtiger Gefangener 

bzw. Gefangener mit 

problematischem Dro-

alten Bundesländern 

1980.8 Allerdings än-

dern sich auch Sankti-

onsstile und die bun-

desdeutsche Strafge-

setzgebung hat in den 

letzten Jahrzehnten 

ausschließlich Straf-

verschärfungen ge-

bracht. Beispielsweise 

wurden 1975 weniger 

als ein Drittel aller Tä-

ter nach vollendetem 

Mord zu lebenslängli-

UMSETZUNG DER AUFGABE DER RESOZIALISIERUNG IM STRAFVOLLZUG

als verfünffacht (2104)
11  und war nun mehr 

als fünfmal so hoch 

wie die Anzahl der 

Jugendlichen (400), 

die heute in ganz 

Deutschland deutlich 

niedriger ist als da-

mals in der alten Bun-

desrepublik. Dieser 

Anstieg der Zahl alter 

Gefangener liegt an 

der höheren Lebens-

erwartung und damit 

„Der Anteil drogensüchtiger 

Gefangener bzw. Gefangener 

mit problematischem 

Drogenkonsum ist in den 

letzten 40 Jahren stark 

gestiegen und verharrt in den 

letzten 20 Jahren auf hohem 

Niveau.“ 
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deutlich gewandelt. 

Der Anteil der Eigen-

tumsdelikte und auch 

der Straßenverkehrs-

delikte sank, die Quo-

te der Drogendelikte 

(13%) und der Ge-

waltkriminalität (25%) 

stieg an.16 Gleichwohl 

sind weiterhin stich-

tagsbezogen fast 24 

% aller Gefangenen 

wegen Diebstahl und 

Unterschlagung verur-

teilt worden.17 Die 

eine große Vielfalt, 

teils auch mit unter-

schiedlichen Norm-

und Wertverständnis-

sen.15 Dazu kommen 

Diskriminierungen von 

Seiten deutscher Ge-

fangener oder ver-

schiedener Kulturen 

und Ethnien unterei-

nander.

Schließlich haben sich 

in den letzten 30 Jah-

ren die Anlassdelikte 

für die Inhaftierung  

„Der Anteil der 

Eigentumsdelikte und auch 

der Straßenverkehrsdelikte 

sank, die Quote der 

Drogendelikte (13%) und der 

Gewaltkriminalität (25%) stieg 

an. Gleichwohl sind weiterhin 

stichtagsbezogen fast 24 % 

aller Gefangenen wegen 

Diebstahl und 

Unterschlagung verurteilt 

worden.“

dem größeren Anteil 

an der Gesamtbevöl-

kerung und an den lan-

gen Strafen – viele 

Menschen werden im 

Vollzug alt. Die langen 

Strafen, die Integrati-

onschancen senken, 

sind ein Problem und 

ein Auftrag für die So-

ziale Arbeit im Vollzug 

– die Alten selbst sind 

es als Gruppe in aller 

Regel nicht. Entgegen 

manchen Dramatisie-

rungen ist aber auch 

deutsche‘ und Einge-

bürgerte mit einer neu-

en deutschen Staats-

bürgerschaft hatten 

teils durchaus auch 

Integrationsprobleme. 

Selbstverständlich ist 

die nicht-deutsche 

Staatsbürgerschaft al-

lein so wenig ein Prob-

lem, wie die deutsche 

Staatsbürgerschaft al-

UMSETZUNG DER AUFGABE DER RESOZIALISIERUNG IM STRAFVOLLZUG

Veränderungen sind 

zum einen Folge der 

Kriminalitätsentwick-

lung, die zeitweise 

auch ein besonderes 

Wachstum bei den 

Gewaltdelikten zeigte, 

andererseits aber 

auch der besonderen 

Ausweitung der Stra-

fen bei Gewaltdelik-

ten, die zu längeren 

Verbüßungszeiten 

und damit zu einem 

höheren Anteil ent-

nicht zu befürchten, 

dass Vollzugsanstal-

ten nun in großem 

Maße rollstuhlgerech-

te Hafträume und 

Krankenzimmer für 

Gebrechliche einrich-

ten müssen, denn der 

Anstieg des Anteils 

der Alten korrespon-

diert nicht nur mit de-

ren quantitativem 

Wachstum, sondern 

auch mit deren an-

dauernder Gesund-

heit.12

Der Anteil der nicht-

deutschen Gefange-

nen stieg in den 80er 

Jahre deutlich von 9% 

an,  verblieb seit Mitte 

der 90er Jahre für et-

wa 20 Jahre etwa auf 

dem gleichen Niveau 

bei etwa 22-23% und 

lag nun am 31.3.2018 

bei 31,9%.13 Allerdings 

sagt das über den kul-

turellen Hintergrund 

und den der Migration 

wenig aus. So ge-

nannte ‚Russland-

„Der Anteil der nicht-

deutschen Gefangenen stieg 

in den 80er Jahre deutlich 

von 9% an,  verblieb seit Mitte 

der 90er Jahre für etwa 20 

Jahre etwa auf dem gleichen 

Niveau bei etwa 22-23% und 

lag nun am 31.3.2018 bei 

31,9%.“

lein schon ein Aspekt 

wäre, der die Kommu-

nikation und Integrati-

on leichter macht. Im-

merhin wird man 

Schwierigkeiten der 

sprachlichen Verstän-

digung, unterschiedli-

cher kultureller Hinter-

gründe und auch der 

Perspektive zur In-

tegration in die Ge-

sellschaft bedenken 

müssen. Wessen Aus-

weisung bevorsteht, 

der wird nicht sehr 

motiviert sein für die 

Integration in die bun-

desdeutsche Gesell-

schaft.14 Hinzu kommt, 

dass es sich selbstver-

ständlich nicht um ei-

ne homogene Gruppe 

handelt, sondern um 

S���n����p�����n�:

„Vi����� ����n���, �rä-

��n������ �n� d�����n-

������ ��� F����ng��r��� 

�� Jus���v����u�“ v��

19. �i� 20. M��� 2020 

�� C����
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beispielsweise § 14 

Abs. 7 des Branden-

burgischen Justizvoll-

zugsgesetzes, dass 

einem/ einer  zukünf-

tig zuständiger Be-

währungshelfer bzw. 

eine Bewährungshel-

ferin „in den letzten 

zwölf Monaten vor 

dem voraussichtlichen 

Entlassungszeitpunkt 

die Teilnahme an der 

Konferenz zu ermögli-

einem allgemeinen 

Leitsatz der Praxis des 

Strafvollzugs, dass 

nämlich die Entlas-

sungsvorbereitung mit 

der Aufnahme in den 

Vollzug beginnen müs-

se. Einige Landesstraf-

vollzugsgesetze tragen 

dem Rechnung, indem 

sie Vernetzungen mit 

den ambulanten Straf-

fälligenhilfeinstitutionen 

ermöglichen. So regelt 

„Mit dieser Entscheidung 

folgt das Bundesver-

fassungsgericht einem 

allgemeinen Leitsatz der 

Praxis des Strafvollzugs, 

dass nämlich die 

Entlassungsvorbereitung mit 

der Aufnahme in den Vollzug 

beginnen müsse.“

vorbereitung wie folgt 

geäußert: „Der vo-

raussichtliche Zeit-

punkt einer Ausset-

zung der Strafvollstre-

ckung muss so recht-

zeitig festgelegt wer-

den, dass die Voll-

zugsbehörden die 

Vollzugsentscheidun-

gen, die die Kenntnis 

dieses Zeitpunktes 

unabdingbar voraus-

setzen, ohne eigene 

Feststellungen zur vo-

raussichtlichen Verbü-

ßungszeit so treffen 

können, dass die be-

dingte Entlassung 

nicht verzögert wird.“22

Mit dieser Entschei-

dung folgt das Bun-

desverfassungsgericht 

Planungskonferenzen 

teilnehmen können.20

Üblich ist heute auch, 

dass in den Strafvoll-

zugsgesetzen die 

(Mindest-)Inhalte der 

Vollzugs- und Einglie-

derungsplanung fest-

gelegt sind.21

Das Bundesverfas-

sungsgericht hat sich 

zu einer wichtigen Vo-

raussetzung einer ef-

fektiven Entlassungs-

UMSETZUNG DER AUFGABE DER RESOZIALISIERUNG IM STRAFVOLLZUG

chen“ ist und der Dis-

kussionsentwurf eines 

Landesresozialisie-

rungsgesetzes fordert 

in § 22 Abs.7 die Mit-

wirkung der Bewäh-

rungshilfe bei den Hil-

feleistungen im  Falle 

der Inhaftierung von 

ProbandInnen sowie 

in § 24 Abs.1 das An-

gebot von Hilfe zur 

Entlassung mindes-

tens 1 Jahr vor der 

erreicht werden soll. 

In vielen Bundeslän-

dern ( z.B. Berlin, 

Brandenburg,  Bre-

men, Mecklenburg-

Vorpommern, Rhein-

land-Pfalz, Saarland, 

Sachsen, Schleswig-

Holstein und Thürin-

gen) ist heute nicht 

nur von Vollzugspla-

nung die Rede, son-

dern auch von Einglie-

derungsplanung, wo-

mit betont werden soll, 

dass die Planung über 

die Haftentlassung 

und damit die Straf-

vollzugsdauer hinaus 

reichen soll.19 Für vie-

le Länder sind Rege-

lungen neu, nach de-

nen auch „Personen 

außerhalb des Voll-

zugs, die an der Ein-

gliederung mitwirken“ 

mit Zustimmung des 

Gefangenen an den 

sprechender Gefange-

ner führte.

In allen Landesstraf-

vollzugsgesetzen, die 

so neu nicht mehr sind, 

sondern zwischen 

2007 und 2017 ent-

standen, sind Behand-

lungsuntersuchungen 

bzw. Diagnoseverfah-

ren vorgesehen18 und 

darauf fußend eine 

Planung, wie das Ziel 

der Resozialisierung 

„Für viele Länder sind 

Regelungen neu, nach denen 

auch „Personen außerhalb 

des Vollzugs, die an der 

Eingliederung mitwirken“ mit 

Zustimmung des Gefangenen 

an den Planungskonferenzen 

teilnehmen können.“
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chung des Vollzugs-

ziels und Erfüllung der 

Gestaltungsprinzipien 

sind, gilt auch dann, 

wenn sich ein Nach-

weis rückfallvermei-

dender Wirksamkeit 

nicht erbringen lässt.30

Vollzugslockerungen 

haben eine „be-

sondere Bedeutung 

für die Resozialisie-

rung der Gefangenen 

und, bei längeren 

Freiheitsstrafen, für 

tender Arbeit vermin-

dert werden.

Den Arbeiten stehen 

arbeitstherapeutische 

Beschäftigungen, be-

rufliche und schulische 

Bildung gleich.27 Dass 

Unterricht, Schule und 

Ausbildung im Straf-

vollzug angesichts der 

Bildungsdefizite28 und 

der mangelnden In-

tegration in den Ar-

beitsmarkt29 wichtige 

Methoden zur Errei-

Sie sollte gem. dem 

Bundesstrafvollzugs-

gesetz – ebenso wie 

Ausbildung und Wei-

terbildung – gemäß § 

37 Abs. 1 dem Ziel 

dienen, „Fähigkeiten 

für eine Erwerbstätig-

keit nach der Entlas-

sung zu vermitteln, zu 

erhalten oder zu för-

dern“. Die Ambivalenz 

hinsichtlich des Cha-

rakters der Arbeit im 

Vollzug zeigte sich 

auch bei der Debatte 

um die Neuformulie-

rung der Landesstraf-

vollzugsgesetze: Hat-

ten sich zunächst 

noch zehn Länder auf 

eine Regelung ent-

sprechend dem An-

gleichungsgrundsatz 

ohne Arbeitspflicht 

geeinigt und das auch 

gut begründet,24 so 

wichen letztlich die 

voraussichtlichen Ent-

lassung.23

Arbeit im Strafvollzug 

hat einen ambivalenten 

Charakter und hatte 

ihn seit der Einführung 

der Freiheitsstrafen vor 

mehr als 400 Jahren in 

den Zucht und Arbeits-

häusern. Arbeit war 

immer einerseits Teil 

des Strafübels soll 

aber andererseits Teil 

der Behandlung sein. 
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die Erhaltung ihrer 

Lebenstüchtigkeit und 

Vermeidung schädli-

cher Auswirkungen 

des Vollzuges“.31 Ins-

gesamt gibt es eine 

Vielzahl unterschiedli-

cher Lockerungsfor-

men von der Ausfüh-

rung über den Aus-

gang und Urlaub über 

die Außenbeschäfti-

gung bis zum Frei-

gang - einzelne 

Landesstrafvollzugs-

„Arbeit war immer einerseits 

Teil des Strafübels soll aber 

andererseits Teil der 

Behandlung sein.“

kung der Arbeit und 

deren Notwendigkeit 

für die meisten Men-

schen außerhalb des 

Vollzugs ignoriert. Es 

soll ganz einfach so 

geregelt sein, wie au-

ßerhalb des Strafvoll-

zugs auch, denn auf 

das Leben draußen 

soll ja vorbereitet wer-

den. Wer nicht arbei-

tet, hat keinen Ver-

dienst und im Vollzug 

zusätzlich weniger 

Kontakt- und Kommu-

nikationsmöglichkeiten 

zu anderen Men-

schen. Deshalb darf 

auch mit der Abschaf-

fung der Arbeitspflicht 

keinesfalls das Ange-

bot wirtschaftlich sinn-

voller und auf die Le-

benswelt außerhalb 

des Vollzugs vorberei-

meisten Länder wieder 

zurück und beließen es 

bei der Arbeitspflicht.25

Nur Brandenburg, 

Rheinland-Pfalz, Saar-

land, Sachsen und 

Thüringen haben auf 

die Verankerung einer 

Arbeitspflicht verzichtet 
26 und das heißt selbst-

verständlich nicht, 

dass man die tages-

strukturierende Wir-

„Dass Unterricht, Schule und 

Ausbildung im Strafvollzug 

angesichts der 

Bildungsdefizite und der 

mangelnden Integration in 

den Arbeitsmarkt wichtige 

Methoden zur Erreichung des 

Vollzugsziels und Erfüllung 

der Gestaltungsprinzipien 

sind, gilt auch dann, wenn 

sich ein Nachweis 

rückfallvermeidender 

Wirksamkeit nicht erbringen 

lässt.
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rinnen im Strafvollzug 

denken nicht nur bis 

zum Entlassungstag, 

sondern in engem 

fachlichen Kontakt mit 

Bewährungshelfern 

und Bewährungshel-

ferinnen sowie Fach-

kräften der freien 

Straffälligenhilfe an 

mal so viele Personen 

unter Bewährungsauf-

sicht als im Strafvoll-

zug sitzen (fast 200 

000).

In den letzten 15 Jah-

ren hat dies unter dem 

Begriff des Übergangs-

managements eine 

neue Qualität erreicht, 

weil stationäre und am-

bulante Kriminalpolitik 

nun gemeinsam ge-

dacht werden. Die Mit-

arbeiter und Mitarbeite-

in Übergangseinrich-

tungen eingeführt -

eine Möglichkeit, die 

allerdings vom Ange-

bot solcher Einrichtun-

gen abhängt und da 

ist die Bilanz bislang 

eher düster.32 Bei-

spielsweise ist in § 50 

Abs.4 des Branden-

burgischen Strafvoll-

zugsgesetzes und § 

46 Abs.3 des 

StVollzG Berlin, ähn-

lich wie in anderen 

Gesetzen, die dem 

Musterentwurf33 folg-

ten, ein Langzeitaus-

gang bis zu sechs Mo-

naten vorgesehen.34

Der Verfassungsauf-

trag der Resozialisie-

rung hat seine Bedeu-

tung in der Kriminalpo-

litik und Strafrechts-

pflege nicht nur in den 

Gefängnissen, son-

dern auch für eine 

gesetze weichen in der 

Begrifflichkeit leicht 

voneinander ab. Die 

meisten Landesstraf-

vollzugsgesetze haben 

die Lockerungsmög-

lichkeiten mit Hinblick 

auf die Erreichung des 

Vollzugszieles im Ver-

hältnis zum Bun-

desstrafvollzugsgesetz 

erweitert und insbe-

sondere Langzeitaus-

gänge mit Aufenthalten 

UMSETZUNG DER AUFGABE DER RESOZIALISIERUNG IM STRAFVOLLZUG

die Eingliederung in 

das Leben nach der 

Entlassung: an Woh-

nen, Arbeiten, Ausbil-

dung, Schulden, 

Suchtprobleme und 

familiäre Kontakte bei-

spielsweise. Manch-

mal ist der Anspruch 

noch nicht in der Pra-

xis umgesetzt, aber  

der Bedarf an Koordi-

nation der Übergänge 

wird nirgends bestrit-

ten. In vielen Bundes-

„Dieses ambulante 

Hilfesystem hat sich in den 

letzten 65 Jahren stark 

entwickelt und mit dazu 

beigetragen, dass in 

Deutschland heute - im 

Gegensatz beispielsweise zu 

den USA, Frankreich und 

Großbritannien - die 

Gefangenenzahlen gesunken 

sind und zugleich auch die 

polizeilich registrierte 

Kriminalität, insbesondere 

auch bei Mord und Totschlag 

und sonstigen 

Kapitalverbrechen.“

Hilfeleistungen bis hin 

zu Übergangs-

wohneinrichtungen. 

Dieses ambulante Hil-

fesystem hat sich in 

den letzten 65 Jahren 

stark entwickelt und 

mit dazu beigetragen, 

dass in Deutschland 

heute - im Gegensatz 

beispielsweise zu den 

USA, Frankreich und 

Großbritannien - die 

Gefangenenzahlen 

gesunken sind und 

zugleich auch die poli-

zeilich registrierte Kri-

minalität, insbesonde-

re auch bei Mord und 

Totschlag und sonsti-

gen Kapitalverbre-

chen. Mehrere 1000 

Sozialarbeiter und So-

zialarbeiterinnen wir-

ken in diesem Bereich 

und heute stehen vier-

Reihe von Institutio-

nen, die man heute 

ambulante Straffälli-

genhilfe nennt, wie 

zum Beispiel Bewäh-

rungshilfe, soziale Ge-

richtshilfe, Führungs-

aufsicht und freier 

Straffälligenhilfe bzw. 

Entlassenenhilfe mit 

einer Vielzahl von Be-

ratungsangeboten, 

Kontrollaufträgen und 

S���n����p�����n�:

„S������i�� Ge��rä��� 

������“

v�� 25. �i� 26. M�� 

2020 �� H�����
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Schließlich soll ab-

schließend für den 

Strafvollzug erwähnt 

werden, dass der Ent-

zug der Freistunde als 

Sicherungsmaßnah-

me problematisch ist. 

Wenn diese Freistun-

de international nach 

den so genannten pri-

son rules garantiert 

wird und ein Zeichen 

der Menschenwürde 

ist, dann kann und 

darf man sie nicht ent-

eine Initiative des Lan-

des Berlin hin hat die 

Justizministerkonfe-

renz am 7. Juni 2018 

beschlossen, …“dass 

sie die Einbeziehung 

von Gefangenen 

grundsätzlich für sinn-

voll halten“. Nun muss 

das Bundesjustizminis-

terium sowie Arbeit 

und Soziales tätig wer-

den, denn es geht um 

eine Änderung im SGB 

VI.

als 60 Gesetze. Hin-

sichtlich der Koopera-

tion mit den ambulan-

ten Diensten der 

Straffälligenhilfe und 

insbesondere der 

Kontakte zu Angehöri-

gen sind noch viele 

Wünsche offen. Oft 

sind die Betreuungs-

schlüssel schlecht 

(die so genannten 

Fallzahlen), eine 

durchgehende Hilfe ist 

nicht gesichert, so 

dass der so genannte 

Fall durch viele Hände 

geht, wodurch Doppel-

betreuungen und Be-

treuungslücken entste-

hen, und es gibt kei-

nen Anspruch auf die 

notwendigen Resozia-

lisierungshilfen.

Die Vergütung der Ge-

fangenen für ihre Ar-

beit muss entspre-

chend dem Urteil des 

ländern wird über neue 

Landesresozialisie-

rungsgesetze diskutiert 

- Hamburg hatte sei-

nes im letzten Jahr be-

reits verabschiedet.35

Die Verlagerung der 

Gesetzgebungskompe-

tenz für den Strafvoll-

zug auf die Länder war 

sicherlich zunächst ein 

Rückschritt - statt einer 

gesetzlichen Grundla-

ge haben wir nun mehr 

UMSETZUNG DER AUFGABE DER RESOZIALISIERUNG IM STRAFVOLLZUG

ziehen. 

Fußnoten:

1 Dieser kleine Beitrag 

enthält stark gekürzt 

einige Fakten und Ge-

danken meines Refe-

rats beim Kongress 

des Verbandes für 

Sicherheitstechnik am 

14.5.2019 in Pots-

dam. 

2 BVerfGE 33, 1, 11.

das Bundesverfas-

sungsgericht dies 

nochmals wiederholt37

- und gefordert, dass 

die Bezugsgröße (9% 

der Bezugsgröße 

nach § 18 SGB IV, so 

genannter Ecklohn) 

nicht festzuschreiben 

ist, sondern einer ste-

ten Prüfung zu unter-

ziehen ist. Zur Zeit ist 

eine neue Verfas-

sungsbeschwerde an-

hängig.38

Auch die Einbezie-

hung der Gefangenen 

in die Rentenversiche-

rung ist dringend ge-

boten. Sie war vor 

mehr als 40 Jahren im 

Strafvollzugsgesetz 

des Bundes angekün-

digt und schon be-

schlossen, wurde aber 

nie umgesetzt. Auf 

BVerfG36 (zeitnah nach 

2002) überprüft und im 

Ergebnis angehoben 

werden. Das Bundes-

verfassungsgericht 

stellte vor 17 Jahren 

fest, dass die Vergü-

tung gerade noch an-

gemessen sei und zeit-

nah überprüft werden 

solle. Das ist bisher in 

keinem Bundesland 

geschehen. 2015 hat 

„Die Verlagerung der 

Gesetzgebungskompetenz 

für den Strafvollzug auf die 

Länder war sicherlich 

zunächst ein Rückschritt -

statt einer gesetzlichen 

Grundlage haben wir nun 

mehr als 60 Gesetze.“
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, Wiesbaden 2018, S. 

21

18 Lübbe-Wolff betont, 

dass das Bundesver-

fassungsgericht die 

Vollzugsplanung als 

„Ausprägung des Re-

sozialisierungsgrunds

atzes“ auffasst; Lübbe

-Wolff 2016, S.72; vgl. 

auch Laubenthal 

2015,   S.224   Lau-

benthal u.a.2015, Ab-

schnitt C Rn 29ff.

Demographische und 

kriminologische Merk-

male der Strafgefange-

nen zum Stichtag 31.3. 

, Wiesbaden 2018, S. 

21

17 Am 31.3.2018 waren 

es 23,9%; Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 

10 Reihe 4.1, Rechts-

pflege, Strafvollzug -

Demographische und 

kriminologische Merk-

male der Strafgefange-

nen zum Stichtag 31.3. 

und 48200 im Straf-

vollzug und in Siche-

rungsverwahrung.

7 Polizeiliche Kriminal-

statistik von 1993 und 

2018.

8 Strafverfolgungssta-

tistik 1980 und 2017 

des Statistischen Bun-

desamtes, Fachserie 

10, Reihe 3.

9 1975: 64 von 203 

vollendeten Morden; 

2013: 87 von 118 Mor-

den; 2014: 83 von 129 

Morden.

10 Vgl Cornel 2002, S. 

424ff; und Cornel 

2013a, S.20

11 Statistisches Bun-

desamt, Fachserie 10 

Reihe 4.1, Rechtspfle-

ge, Strafvollzug - De-

mographische und 

kriminologische Merk-

male der Strafgefan-

genen zum Stichtag 

3 BVerfGE 35, 202, 

236; vgl. auch Be-

schluss des BVerfG 

vom 25.9.2006, Forum 

Strafvollzug 2007, S. 

39.

4 BVerfGE 40, 276, 

284.

5 Laubenthal 2015, Rn 

138f., Rn 145ff. und Rn 

151f.

6 Zur Zeit etwa 13900 

in Untersuchungshaft 
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19 § 10 des Strafvoll-

zugsgesetzes NRW  

bestimmt in Satz 2: 

„Die für die Eingliede-

rung und Entlassung 

zu treffenden Vorbe-

reitungen sind frühzei-

tig in die Planung ein-

zubeziehen.“

20 Brandenburgisches 

Justizvollzugsgesetz § 

14 Abs.6 ; ähnlich § 9 

Abs.6 StVollzG Berlin

21 Brandenburgisches 

83; Statistisches Bun-

desamt, Fachserie 10 

Reihe 4.1, Rechtspfle-

ge, Strafvollzug - De-

mographische und 

kriminologische Merk-

male der Strafgefan-

genen zum Stichtag 

31.3. , Wiesbaden 

2018, S. 25

14 Vgl Laubenthal 

2015, Rn 332 ff.

15 Vgl Laubenthal 

2015, Rn 332.

16 Aktuelle Daten von 

2018: Drogendelikte 

12,8%, Straftaten ge-

gen das Leben 7,3%, 

Körperverletzungen, 

Raub und Erpressung 

24,9%; Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 

10 Reihe 4.1, Rechts-

pflege, Strafvollzug -

31.3. , Wiesbaden 

2018, S. 15

12 Cornel 2013b, S. 

42ff. und 53; vgl. auch 

Langenhoff 2015 sowie 

Schramke 1996, der 

auf Möglichkeiten der 

Haftvermeidung und 

Haftverkürzungen für 

alte Gefangene hin-

weist (insb. S. 345ff.).

13  Laubenthal 2015, Rn 
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35 Vgl. Cornel  u.a. 

2015

36 23.April 2002 – 2 

BvR 2175/01

37 16.Dez.2015 – 2 

BvR 1017/14

38 2 BvR 1683/17
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Gefangene und Disziplinarmaßnahmen 

- Strafähnliche Sanktionen im Vollzug - 

von Michael Schäfersküpper

lich streiten. Die Diskus-

sionen füllen ganze Bib-

liotheken. Die Positio-

nen gehen bis zur Ab-

schaffung von Freiheits-

strafe (Abolitionismus).1

Im Vollzug von Frei-

heitsentziehungen gibt 

es eine kleine Schwes-

ter der echten Kriminal-

strafe: die Disziplinar-

maßnahme. Disziplinar-

maßnahmen sind straf-

ähnliche Sanktionen. 

VOLLZUGSRECHT

Der Abdruck des nachfol-

genden Textes erfolgt mit 

freundlicher Genehmi-

gung des Verlages C. H. 

BECK oHG. Der Text ist 

weitgehend ein Auszug 

aus dem Beck'schen Onli-

ne-Kommentar Strafvoll-

zugsrecht (SCHÄFERS-

KÜPPER, Michael, Kom-

mentierung zu § 90 

SächsStVollzG Rn. 4a bis 

6, 18 bis 20, 43, 47 bis 

49, 52 bis 57, 91 bis 94, 

102 f., in: GRAF, Jürgen

-Peter (Hrsg,), 

Beck'scher Online-

Kommentar Strafvoll-

zugsrecht Sachsen, 13. 

Edition, Stand: 

10.08.2019).

Einleitung

Strafe muss sein! Wer 

kennt diesen populären 

Satz nicht? Fachlich 

lässt sich darüber treff-

klickt werden. Diese 

Möglichkeit besteht hier 

leider nicht. Paragrafen 

ohne Gesetzesangabe 

sind solche des Sächsi-

schen Strafvollzugsge-

setzes (SächsStVollzG).

Abgrenzung von be-

sonderen Sicherungs-

maßnahmen

Disziplinarmaßnahmen 

sind von besonderen 

Sicherungsmaßnahmen 

geradezu an. Frühere 

Ausgaben des Newslet-

ters können auf der In-

ternetseite der Füh-

rungsakademie herun-

tergeladen werden.

Der nachfolgende Aus-

zug ist so gewählt, dass 

die Ausführungen grund-

sätzlich für alle Bundes-

länder Bedeutung ha-

ben. Im Original kann 

ein Großteil der Beleg-

stellen einfach ange-

schon eine kleine Reihe 

zum Beck'schen Online-

Kommentar Strafvoll-

zugsrecht. Den Auf-

schlag machte die Vor-

stellung des Online-

Kommentars.3 Es folgten 

Auszüge zur Flucht-

und Missbrauchsgefahr,4

zum Vollzugsplan5 und 

zu besonderen Siche-

rungsmaßnahmen.6 Nun 

bietet sich eine Fortset-

zung mit dem Thema 

Disziplinarmaßnahmen 

Die Vollzugsbehörden 

können Disziplinarmaß-

nahmen bei rechtswidri-

gem und schuldhaftem 

Fehlverhalten von Gefan-

genen anordnen.2 Alle 

Gesetze für den Vollzug 

der Freiheitsstrafe ent-

halten Regelungen zu 

Disziplinarmaßahmen.

Aus dem strafähnlichen 

Charakter von Diszipli-

narmaßnahmen folgt viel. 

Die rechtlichen Anforde-

rungen sind hoch. Das 

zeigen Gesetze, Recht-

sprechung und Literatur. 

Das zeigt auch die 

Beliebtheit in vollzugs-

rechtlichen Prüfungen im 

Fachbereich Strafvollzug 

der Fachhochschule für 

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen in Bad Müns-

tereifel.

Die Ausgaben des 

Newsletters der Füh-

rungsakademie enthalten 

Michael Schäfersküpper,    

Dozent im Fachbereich Strafvoll-

zug der Fachhochschule für 

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen in Bad Münstereifel 

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen  

in Bad Münstereifel 
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Die Regelungen der 

Hausordnung müssen 

vielmehr aus den Vor-

schriften des Gesetzes 

abgeleitet sein (vgl. 

BVerfG NStZ 1998, 103; 

KG NStZ 1989, 576). 

Bei unerlaubter ge-

schäftsmäßiger Rechts-

beratung kann zB die 

Pflicht der Gefangenen 

einschlägig sein, durch 

ihr Verhalten zum ge-

ordneten Zusammenle-

ben beizutragen (§ 74 

Abs. 1 S. 1). Allerdings 

ralklausel“ stellen auf den 

Verstoß gegen Pflichten 

durch oder aufgrund des 

jeweiligen Vollzugsgeset-

zes ab. Eine Konkretisie-

rung der Pflichten wird 

nicht selten in der Haus-

ordnung geschehen. Die 

gesetzliche Ermächti-

gung zum Erlass der 

Hausordnung (§ 113 S. 

1) ermöglicht es     je-

doch nicht, eigenständig 

disziplinarbewehrte 

Pflichten zu schaffen. 

„Das StVollzG des Bundes 

und ein Teil der 

Ländergesetze enthalten 

keine einzelnen 

Disziplinartatbestände. Sie 

arbeiten mit einer 

Generalklausel.“

Jahrgang 15, Ausgabe 

28, Oktober 2018, S. 27 

(28).

Generalklauseln und 

Einzeltatbestände

Das StVollzG des Bun-

des und ein Teil der 

Ländergesetze enthal-

ten keine einzelnen Dis-

ziplinartatbestände. Sie 

arbeiten mit einer Gene-

ralklausel. Diese stellt 

auf den Verstoß gegen 

Pflichten ab, die den 

Gefangenen durch oder 

aufgrund des jeweiligen 

Vollzugsgesetzes aufer-

legt sind (§ 102 Abs. 1 

StVollzG; „große Gene-

ralklausel“). Damit 

gleicht die Bestimmung 

der Regelungstechnik 

bei beamtenrechtlichen 

Disziplinarmaßnahmen 

(§ 47 BeamtStG).

[...]

Ein Teil der Länderge-

setze hat sich nicht für 

eine Generalklausel, 

sondern für einzelne 

abzugrenzen. Die Ab-

grenzung ist bereits in 

dem Artikel zu besonde-

ren Sicherungsmaßnah-

men im vorletzten 

Newsletter der Führungs-

akademie enthalten. Die 

Fundstelle lautet: SCHÄ-

FERSKÜPPER, Michael, 

Auf Nummer sicher: be-

sondere Sicherungsmaß-

nahmen, in: Justiz-

newsletter der Führungs-

akademie im Bildungs-

institut des niedersächsi-

schen Justizvollzuges, 

„kleine Generalklau-

sel“ (§ 90 Abs. 1 Nr. 8). 

Diese hat die Funktion 

eines Auffangtatbestan-

des. Sie erfasst also 

Fehlverhalten, das 

durch das Raster der 

anderen Disziplinartat-

bestände fällt. Die For-

mulierung der „kleinen 

Generalklause“ (§ 90 

Abs. 1 Nr. 8) lehnt sich 

an die „großen General-

klausel“ im StVollzG des 

Bundes an (§ 102 Abs. 1 

StVollzG). Es gibt aber 

gewisse inhaltliche Un-

terschiede (§ 90 Abs. 1 

Nr. 8: „... wiederholt oder 

schwerwiegend gegen 

sonstige Pflichten ...“).

[...]

Sowohl die „kleine“ als 

auch die „große Gene-

Disziplinartatbestände 

entschieden (vgl. 

SächsLT-Drs. 5/10920, 

142). Das kann z. B. der 

verbale oder tätliche An-

griff auf andere Personen 

(§ 90 Abs. 1 Nr. 1) oder 

der unerlaubte Konsum 

von Betäubungsmitteln 

oder anderen berau-

schenden Stoffen sein 

(§ 90 Abs. 1 Nr. 5). ... 

In den Bundesländern mit 

einzelnen Disziplinartat-

beständen gibt eine 

VOLLZUGSRECHT

kann nicht jede Gegen-

seitigkeitsbeziehung als 

Form des normalen 

menschlichen Miteinan-

ders verboten werden 

(vgl. BVerfG BeckRS 

2011, 49813 für die Ent-

gegennahme einer Ge-

fälligkeit in Rechtsange-

legenheiten).

Nachweis, nicht Ver-

dacht

Für Disziplinarmaßah-

men als strafähnliche 

Sanktionen gilt der 

„Die gesetzliche 

Ermächtigung zum Erlass der 

Hausordnung (§ 113 S. 1) 

ermöglicht es jedoch nicht, 

eigenständig 

disziplinarbewehrte Pflichten 

zu schaffen.“ 
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Im Rahmen von Diszipli-

narverfahren kann die 

Vollzugsbehörde Aussa-

gen unter Berücksichti-

gung vollzugstypischer 

Gegebenheiten bewer-

ten und als nicht glaub-

würdig einstufen. Eine 

solche Einstufung muss 

aber begründbar sein 

(vgl. BVerfG NStZ-RR 

2004, 220 (221)).

Schuld

Disziplinarmaßnahmen 

setzen voraus, dass die 

Gefangenen schuldhaft 

Möglichkeiten denknot-

wendig ausschließt. Es 

genügt ein nach der Le-

benserfahrung ausrei-

chendes Maß an Sicher-

heit, das vernünftige 

Zweifel nicht aufkommen 

lässt. Insoweit können 

aus bestimmten Tatsa-

chen auch mögliche, 

aber nicht zwingende 

Folgerungen gezogen 

werden, wenn diese trag-

fähig sind (vgl. BGH 

NStZ-RR 2011, 225 (227 

Nr. 56) mwN; stRspr).

Schuldgrundsatz, wel-

cher sich verfassungs-

rechtlich ua aus dem 

Rechtsstaatsprinzip ab-

leitet (Art. 20 Abs. 3, Art. 

28 Abs. 1 S. 1 GG). Dis-

ziplinarmaßnahmen set-

zen daher voraus, dass 

das schuldhafte Fehlver-

halten der Gefangenen 

rechtlich nachgewiesen 

ist und damit im Rechts-

sinne feststeht. Ein Ver-

dacht reicht nicht aus 

(vgl. BVerfG NStZ-RR 

2004, 220 (221) für den 

Verdacht neuer Strafta-

ten; BVerfG StV 1994, 

Die Anforderungen da-

ran, ab wann ein schuld-

haftes Fehlverhalten als 

erwiesen anzusehen ist, 

dürfen nicht überspannt 

werden. Insoweit ist auf 

die Rechtsprechung des 

BGH zum Strafverfahren 

zurückzugreifen. Danach 

erfordert die Überzeu-

gung von einem Sachver-

halt keine absolute Ge-

wissheit, die alle anderen 

VOLLZUGSRECHT

263 für die Frage der 

Arbeitsfähigkeit; OLG 

Hamm BeckRS 2016, 

03087 Rn. 8 und 14 für 

den Verdacht der Mani-

pulation einer Urinpro-

be; OLG Brandenburg 

BeckRS 2016, 04494 für 

einen Drogenschnell-

test).

Im Gegensatz zu Diszip-

linarmaßnahmen genügt 

bei Gefahrenabwehr-

maßnahmen ein hinrei-

chend begründeter Ver-

dacht (vgl. BVerfG NStZ

-RR 2004, 220 (221) für 

die Aufhebung der Un-

terbringung im offenen 

Vollzug; BerlVerfGH 

BeckRS 2014, 53349 für 

eine Sicherheitsverle-

gung; OLG Brandenburg 

BeckRS 2016, 04494 für 

verschiedene Siche-

rungsmaßnahmen nach 

einem positiven Drogen-

schnelltest; OLG Celle 

BeckRS 2010, 26925 für 

verschiedene Siche-

rungsmaßnahmen bei 

dem Verdacht von 

Sprengstoff in der An-

stalt).

„Die Anforderungen daran, 

ab wann ein schuldhaftes 

Fehlverhalten als erwiesen 

anzusehen ist, dürfen nicht 

überspannt werden. Insoweit 

ist auf die Rechtsprechung 

des BGH zum Strafverfahren 

zurückzugreifen.“

einen Disziplinartatbe-

stand (§ 90 Abs. 1 Nr. 1 

bis 8) oder einen Pflich-

tenverstoß verwirklicht 

haben (§ 90 Abs. 1). 

Insoweit kann man auf 

den Begriff der Schuld 

bei Straftaten und beam-

tenrechtlichen Dienstver-

gehen zurückgreifen. 

Schuld bedeutet inso-

weit, dass das Verhalten 

dem Einzelnen vorwerf-

bar ist (Schönke/

Schröder/Eisele StGB 

vor § 13 Rn. 113 f. 

mwN).
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(allgemein zum Ent-

schließungs- und Aus-

wahlermessen im Amts-

haftungsprozess s. Baer 

NStZ 2009, 529 (533)).

Abschließender Kata-

log der Disziplinar-

maßnahmen

Der Gesetzestext zählt 

die zulässigen Diszipli-

narmaßnahmen einzeln 

auf (§ 90 Abs. 2). Es 

handelt sich um eine 

abschließende Aufzäh-

lung. Aus der Benen-

de dann von einer Diszip-

linarmaßnahme ab.

Auswahlermessen

Hat sich die Vollzugsbe-

hörde im Rahmen des 

Entschließungsermes-

sens für eine disziplinari-

sche Reaktion entschie-

den, schließt sich das 

Auswahlermessen an. 

Beim Auswahlermessen 

geht es darum, welche 

Disziplinarmaßnahmen 

die Vollzugsbehörde in 

welcher Höhe auswählt 

„Der Gesetzgeber verpflichtet 

die Vollzugsbehörde nicht, 

Disziplinarmaßnahmen 

anzuordnen.“

de („kann“, § 90 Abs. 1). 

Daher muss zunächst 

Ermessen ausgeübt 

werden, ob überhaupt 

mit einer Disziplinar-

maßnahme reagiert 

werden soll 

(Entschließungsermess

en). 

Auf der Ebene des dis-

ziplinarischen Entschlie-

ßungsermessens ist zB 

zu prüfen, ob nicht ein 

milderes Mittel als Dis-

ziplinarmaßnahmen im 

Wesentlichen gleich ge-

eignet ist (vgl. BVerfG 

NJW 1995, 383 (384)). 

Das können Behand-

lungs- und Sicherungs-

maßnahmen sein (vgl. 

BT-Drs. 7/918, 81). Ggf. 

sieht die Vollzugsbehör-

das Maß der Schuld nicht 

übersteigen; Schuld und 

Sanktion müssen in ei-

nem gerechten Verhältnis 

zueinander stehen (vgl. 

BVerfG NStZ 1993, 605).

Entschließungsermes-

sen

Der Gesetzgeber ver-

pflichtet die Vollzugsbe-

hörde nicht, Disziplinar-

maßnahmen anzuord-

nen. Er stellt die Anord-

nung in das pflichtgemä-

ße Ermessen der Behör-

VOLLZUGSRECHT

nung der zulässigen 

Maßnahmen ergibt sich 

im Umkehrschluss 

(argumentum e contra-

rio), dass alle anderen 

Maßnahmen als Diszip-

linarmaßnahmen unzu-

lässig sind.

Sachverhalte, die diszip-

linarisch relevant sind, 

können aber auch au-

ßerhalb des Disziplinar-

rechts zu Rechtsfolgen 

führen. Das gilt zB für 

Widerruf und Rücknah-

7).

Schuld setzt zudem 

Schuldfähigkeit voraus 

(s. VG Trier BeckRS 

2010, 46678 für einen 

Bediensteten, der einem 

Gefangenen unerlaubt 

eine SIM-Karte überlas-

sen hat). Eine Schuld-

unfähigkeit kommt we-

gen seelischer Störun-

gen (§ 20 StGB) in Be-

tracht. Das kann bei 

Gefangenen zB wegen 

einer Medikamentenga-

be der Fall sein (vgl. LG 

Kassel BeckRS 2013, 

11602; s. auch MüKoSt-

GB/Streng StGB § 20 

Rn. 31).

[...]

Als strafähnliche 

Sanktionen werden Dis-

ziplinarmaßnahmen 

„vom Schuldprinzip 

regiert“ (BVerfG NStZ 

1994, 357 (358); BVerfG 

NStZ 1994, 300 (301)). 

Strafen oder strafähnli-

che Sanktionen dürfen 

Schuldformen sind Vor-

satz und Fahrlässigkeit 

(vgl. BVerwG BeckRS 

2012, 53512; BVerwG 

BeckRS 2009, 33107; 

BVerwG NVwZ-RR 2004, 

426 (427)). Beide Schuld-

formen stehen bei der 

Frage nach dem Ob der 

Schuld gleichwertig ne-

beneinander. Welche 

Schuldform vorliegt, hat 

dann zB Bedeutung 

für die Höhe einer Diszip-

linarmaßnahme (vgl. KG 

BeckRS 1998, 15421 Rn. 

„Eine Schuldunfähigkeit 

kommt wegen seelischer 

Störungen (§ 20 StGB) in 

Betracht. Das kann bei 

Gefangenen zB wegen einer 

Medikamentengabe der Fall 

sein .“
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licht, angemessen auf 

disziplinarische Verstö-

ße von Freigängern rea-

gieren zu können 

(HessLT-Drs. 18/1396, 

111).

Unzulässig: Entzug 

der Freistunde

Die systematische Stel-

lung der Regelung zum 

Aufenthalt im Freien 

(Freistunde; § 66 Abs. 

2) macht deutlich, dass 

dieser der Gesundheits-

fürsorge dient. Vor die-

sem Hintergrund ist ein 

Eine ausdrückliche Rege-

lung für Disziplinarmaß-

nahmen hinsichtlich Lo-

ckerungen enthält das 

Hessische Strafvollzugs-

gesetz (§ 55 Abs. 2 Nr. 7 

HStVollzG: „die Be-

schränkung oder der Ent-

zug von Ausgangsstun-

den bei der Gewährung 

von vollzugsöffnenden 

Maßnahmen bis zu drei 

Monaten“). Der hessi-

sche Gesetzgeber hat die 

Regelung auf Wunsch 

der Praxis eingefügt. 

Dadurch werde ermög-

dern ist eine Locke-

rungssperre als Diszipli-

narmaßnahme nicht 

vorgesehen. Sie ist da-

mit unzulässig (vgl. OLG 

Celle NStZ 1983, 288 

mAnm Dertinger NStZ 

1984, 192; OLG Ham-

burg ZfStrVo 1982, 311, 

(312); OLG Bremen 

NStZ 1982, 84). Sach-

verhalte, die disziplina-

risch relevant sind, kön-

nen aber den Widerruf 

oder die Rücknahme 

der Lockerungsgewäh-

rung rechtfertigen (§ 94). 

Bei Lockerungen ist je-

der Anschein einer 

„verkappten“ Disziplinar-

maßnahme zu vermei-

den (s. zu verkappten 

Disziplinarmaßnahmen 

KG NStZ 2002, 613 

(614); OLG Celle 

BeckRS 1999, 16891 

Rn. 18; BeckOK Straf-

vollzug Bund/Wachs 

StVollzG § 103 Rn. 1; 

Puhl NStZ 1989, 354 

(356); Kerner/Streng 

NStZ 1984, 95 (96)). Ein 

me von Maßnahmen     

(§ 49). Auf der Ebene 

des disziplinarischen Ent-

schließungsermessens (§ 

90 Abs. 1) ist dann das 

Gesamtpaket der Maß-

nahmen zu prüfen. Ggf. 

ist eine Reaktion im We-

ge von Disziplinarmaß-

nahmen nicht mehr erfor-

derlich.

[...]

Unzulässig: Locke-

rungssperre

In fast allen Bundeslän-

solcher Anschein liegt 

nicht fern, wenn die Voll-

zugsbehörde die Aufhe-

bung der Lockerungsge-

währung von vornherein 

fest befristet („Keine Lo-

ckerungen für 4 Wo-

chen.“). Je nach Sach-

verhalt kann aber eine 

Prüfungsfrist für einen 

erneuten Einstieg in Lo-

ckerungen angebracht 

sein.

VOLLZUGSRECHT

Entzug im Wege von 

Disziplinarmaßnahmen 

nicht möglich. Der ab-

schließende Maßnah-

menkatalog (§ 90 Abs. 

2) enthält keinen ent-

sprechenden Entzug.

Das StVollzG des Bun-

des enthielt eine Rege-

lung zum disziplinari-

schen Entzug der Frei-

stunde bis zu einer Wo-

che (§ 103 Abs. 1 Nr. 6 

StVollzG aF). Der Bun-

desgesetzgeber hat die 

Regelung wegen Emp-

„In fast allen Bundesländern 

ist eine Lockerungssperre als 

Disziplinarmaßnahme nicht 

vorgesehen.“

„Die systematische Stellung 

der Regelung zum Aufenthalt 

im Freien (Freistunde; § 66 

Abs. 2) macht deutlich, dass 

dieser der Gesundheits-

fürsorge dient. Vor diesem 

Hintergrund ist ein Entzug im 

Wege von Disziplinar-

maßnahmen nicht möglich“
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den Besitz von verbote-

nen Gegenständen (§ 

90 Abs. 1 Nr. 4), weil die 

Vollzugsbehörde keine 

Zustimmung erteilt hat 

(§ 47 Abs. 1). Verbote-

ner Gegenstand idS 

kann aber auch ein Ra-

diowecker sein, der 

strafrechtlich völlig un-

bedenklich ist.

[...]

Schlusswort

Disziplinarmaßnahmen 

gegen Gefangene gehö-

ren zu den rechtlich an-

liegt vor, wenn ein Ver-

halten unabhängig von 

seinem strafrechtlichen 

Gehalt mit Disziplinar-

maßnahmen geahndet 

wird. Das ist der Fall, 

soweit auch dann eine 

Disziplinarmaßnahme 

angeordnet werden könn-

te, wenn das Verhalten 

nicht strafbar wäre. Das 

OLG Hamm nennt zB 

den Gewahrsam an Be-

täubungsmitteln (vgl. 

OLG Hamm NStZ 2013, 

174 (175)). Es handelt 

sich vollzugsrechtlich um 

wegen derselben Ver-

fehlung ein Straf- oder 

Bußgeldverfahren ein-

geleitet wird (§ 90 Abs. 

4). Die Regelung soll 

ermöglichen, dass die 

Vollzugsbehörde Pflicht-

verletzungen im Hinblick 

auf Sicherheit und Ord-

nung der Anstalt zügig 

ahndet (vgl. SächsLT-

Drs. 5/10920, 143). 

Auch bei einem Antrag 

auf gerichtliche Ent-

scheidung (§§ 109 ff. 

StVollzG) soll die Straf-

vollstreckungskammer 

nicht verpflichtet sein, ihr 

Verfahren aufgrund ei-

nes Strafverfahrens we-

gen derselben Sache 

auszusetzen (vgl. OLG 

Hamm NStZ 1989, 448). 

Eine vollzogene Diszipli-

narmaßnahme ist später 

bei der Bemessung einer 

Kriminalstrafe wegen 

derselben Verfehlung zu 

berücksichtigen (vgl. BT-

Drs. 7/3998, 38).

In der neueren Recht-

sprechung erscheint die 

fehlungen von europäi-

scher Seite gestrichen 

(vgl. BT-Drs. 13/10245, 

17).

Der Beschränkung der 

Freistunde ist als beson-

dere Sicherungsmaßnah-

me zulässig (§ 83 Abs. 2 

Nr. 4).

[...]

Konkurrenz zu Straf-

und Bußgeldverfahren

Disziplinarmaßnahmen 

sind auch zulässig, wenn 

Regelung des § 90 Abs. 

4 im Hinblick auf die Un-

schuldsvermutung (Art. 6 

Abs. 2 EMRK) allerdings 

problematisch. Eine Ver-

letzung der Unschulds-

vermutung (Art. 6 Abs. 2 

EMRK) liegt vor, wenn 

staatliche Stellen erken-

nen lassen, dass sie eine 

Person für schuldig hal-

ten, die wegen einer 

Straftat angeklagt und 

noch nicht verurteilt ist 

(vgl. EGMR NJW 2004, 

VOLLZUGSRECHT

spruchsvollsten Berei-

chen des Vollzugs-

rechts. Der vorstehende 

Auszug ist bei diesem 

Thema nicht mehr als 

ein Tropfen auf den hei-

ßen Stein. Vielleicht 

kann er aber etwas zur 

Handlungssicherheit in 

der Praxis beitragen. 

Dann ist das Ziel dieses 

Artikels erreicht.

In der kommenden Aus-

gabe des Newsletters 

geht es natürlich weiter 

mit dem Vollzugsrecht, 

denn steter Tropfen 

„Disziplinarmaßnahmen sind 

auch zulässig, wenn wegen 

derselben Verfehlung ein 

Straf- oder Bußgeldverfahren 

eingeleitet wird (§ 90 Abs. 4). 

Die Regelung soll 

ermöglichen, dass die 

Vollzugsbehörde 

Pflichtverletzungen im 

Hinblick auf Sicherheit und 

Ordnung der Anstalt zügig 

ahndet .“

43 (44); s. auch EGMR 

NJW 2006, 1113). Das 

gilt auch bei vollzugli-

chen Disziplinarmaß-

nahmen für die Voll-

zugsbehörden und Ge-

richte wie die Strafvoll-

streckungskammern 

(vgl. OLG Hamm NStZ 

2013, 174).

Die Unschuldsvermu-

tung (Art. 6 Abs. 2 

EMRK) ist allerdings 

nicht verletzt, wenn ein 

glaubhaftes Geständnis 

vorliegt (vgl. BVerfG 

NJW 2005, 817; OLG 

Hamm BeckRS 2012, 

13682). Gleiches gilt, 

sofern eine erstinstanzli-

che Verurteilung erfolgt 

ist. Die Verurteilung 

muss nicht rechtskräftig 

sein (vgl. OLG Hamm 

NStZ 2013, 174 (175); 

OLG Hamm BeckRS 

2012, 13682).

Keine Verletzung der 

Unschuldsvermutung 

(Art. 6 Abs. 2 EMRK) 

„Disziplinarmaßnahmen 

gegen Gefangene gehören zu 

den rechtlich 

anspruchsvollsten Bereichen 

des Vollzugsrechts.“
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dungsinstitut des nieder-

sächsischen Justizvoll-

zuges, Jahrgang 15, 

Ausgabe 28, Oktober 

2018, S. 27 bis 33.

7 SCHÄFERSKÜPPER, 

Michael, Auf Nummer 

sicher: besondere Si-

cherungsmaßnahmen, 

in: Justiznewsletter der 

Führungsakademie im 

Bildungsinstitut des nie-

dersächsischen Justiz-

vollzuges, Jahrgang 15, 

Ausgabe 28, Oktober 

2018, S. 27 (27 und 32).

5 SCHÄFERSKÜPPER, 

Michael, Der Vollzugs-

plan und sein rechtlicher 

Rahmen, in: Justiz-

newsletter der Führungs-

akademie im Bildungs-

institut des niedersächsi-

schen Justizvollzuges, 

Jahrgang 14, Ausgabe 

26, April 2017, S. 16 bis 

23.

6 SCHÄFERSKÜPPER, 

Michael, Auf Nummer 

sicher: besondere Siche-

rungsmaßnahmen, in: 

Justiznewsletter der Füh-

rungsakademie im Bil-

recht. Freiheitsentzie-

hung in der Freiheitsent-

ziehung, in: Forum 

Strafvollzug. Zeitschrift 

für Strafvollzug und 

Straffälligenhilfe (FS) 

2018, S. 353 bis 359.

höhlt den Stein. Für heu-

te heißt es aber: La com-

media è finita.

Postskriptum: Was 

macht eigentlich ...?

In der vorletzten Ausgabe 

des Newsletters wurde 

ein Aufsatz zur Fixierung 

von Gefangenen ange-

kündigt.7 Der Aufsatz ist 

mittlerweile erschienen. 

Die Fundstelle lautet: 

SCHÄFERSKÜPPER, 

Michael, Vollzug, Fixie-

rungen und Verfassungs-

VOLLZUGSRECHT

22 f.

2 Vgl. BVerfG Beschl. v. 

23.04.2008 - 2 BvR 

2144/07, BeckRS 2010, 

87064 m. w. N.

3 GRAF, Jürgen-Peter, 

SCHÄFERSKÜPPER, 

Michael, Ein Gesamt-

kommentar des Justiz-

vollzugsrechts. Das al-

les und noch viel mehr 

…  in: Newsletter der 

Führungsakademie im 

Bildungsinstitut des nie-

Fußnoten:

1 S. nur den Buchtitel von 

MÜHL, Jeldrik, Strafrecht 

ohne Freiheitsstrafe -

absurde Utopie oder logi-

sche Konsequenz? (= 

Studien und Beiträge 

zum Strafrecht, Band 1), 

Tübingen 2015; s. inso-

weit zur Diskussion zu 

vollzuglichen Disziplinar-

maßnahmen BeckOK 

Strafvollzug Sachsen/

SCHÄFERSKÜPPER  

SächsSVVollzG § 42 Rn. 

dersächsischen Justiz-

vollzuges, Jahrgang 12, 

Ausgabe 22, Mai 2015, 

S. 2 bis 5.

4 SCHÄFERSKÜPPER, 

Michael, Flucht- und 

Missbrauchsgefahr. Wo-

her soll ich das wissen? 

in: Newsletter der Füh-

rungsakademie im Bil-

dungsinstitut des nieder-

sächsischen Justizvoll-

zuges, Jahrgang 13, 

Ausgabe 24, Mai 2016, 

S. 15 bis 21.

Kontakt: 

Michael Schäfersküpper 

Telefon

(0 22 53) 3 18 - 2 19 

E-Mail 

michael.schaeferskuepper

@fhr.nrw.de

S���n����p�����n�:

„Erf�l���i�� k�m����-

������ �� ��� K�i��“ 

v�� 15. �i� 16. 

S�p������ 2020 �� C����
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kommende Jahr. Als 

Einstieg folgt eine Erläu-

terung dessen, wie das 

Swiss RJ Forum die 

Restaurative Justiz defi-

niert.

Definition der Restau-

rativen Justiz

Obwohl die Restaurative 

Justiz (RJ) als eine der 

weltweit am schnellsten 

wachsenden Justizre-

formbewegungen gilt, 

gibt es nachwievor kei-

Erfahrungen mit den Restaurativen Dialogen in der Schweiz 
von Claudia Christen-Schneider

ERFAHRUNGEN MIT DEN RESTAURATIVEN DIALOGEN IN DER SCHWEIZ 

Das Swiss RJ Forum 

(www.swissrjforum.ch) 

wurde im Januar 2017 

gegründet und setzt sich 

seither intensiv für die 

Entwicklung und Umset-

zung der Restaurativen 

Justiz ein. Im August 

2017 startete das erste 

Pilotprojekt, basierend 

auf Restaurativen Dialo-

gen, in der Strafanstalt 

Lenzburg (AG). Seither 

wurden solche Gruppen-

dialoge zwischen Opfern 

und Tätern schwerer Ver-

brechen, die nicht in di-

rektem Kontakt stehen, 

regelmässig durchge-

führt. Neben dieser Grup-

pendialoge bietet das 

Forum auch direkte Opfer

-Täter Dialoge an. Dieser 

Artikel berichtet über die 

bisherigen Erfahrungen 

mit restaurativen Grup-

pendialogen und vermit-

telt einen Ausblick auf die 

geplanten Projekte fürs 

oder Konferenzen die in 

Beziehung stehenden 

Betroffenen treffen, ken-

nen sich Opfer und Täter 

bei Restaurativen Grup-

pendialogen nicht und 

stehen nicht in direkter 

Verbindung zueinander. 

Es treffen sich daher Op-

fer und Täter gleicher o-

der ähnlicher Straftaten, 

um über die Auswirkun-

gen von Verbrechen zu 

sprechen, und gemein-

sam ihre Erlebnisse auf-

zuarbeiten. Wichtig ist, 

Justizform sieht, ist diese 

Pluralität an Methoden 

notwendig, um auf die 

sehr unterschiedlichen 

Bedürfnisse und Situatio-

nen der Betroffenen ein-

gehen zu können. Somit 

existieren weltweit viele 

unterschiedliche Pro-

gramme und Ansätze, 

welche sowohl auf direk-

ten Opfer-Täter Dialogen 

als auch auf indirekten 

Ansätzen basieren. Wäh-

rend sich bei direkten 

Opfer-Täter Dialogen 

auch indirekte Dialoge. 

Wichtig ist, dass jene 

Anwendungen stets ba-

sierend auf restaurativen 

Werten und Standards 

umgesetzt und alle not-

wendigen Sicherheits-

vorkehrungen für die 

Beteiligten sichergestellt 

werden (Council of Euro-

pe, 2018, S.3-4; Council 

of Europe, 2018, Com-

mentary). Da RJ sich als 

eine bedürfnisorienterte 

ne weltweit anerkannte 

Definition. Eine gängige 

Definition ist jene von 

Marshall (1996, S.37), 

der RJ als einen Prozess 

definiert, bei dem alle 

Parteien, die an einer 

bestimmten Straftat be-

teiligt sind, zusammen-

kommen, um gemeinsam 

zu entscheiden, wie mit 

den Folgen der Straftat 

und den daraus resultie-

renden Auswirkungen 

hinsichtlich der Zukunft 

umzugehen ist.  Der Be-

griff RJ bezieht sich so-

mit nicht auf eine spezifi-

sche Methode oder Pro-

gramm, sondern wie 

auch die neue Empfeh-

lung des Europarates zu 

RJ im Strafrecht aussagt, 

umfasst RJ eine Vielzahl 

von Methoden, wie direk-

te Opfer-Täter Dialoge, 

Konferenzen, Circles 

(Kreisprozesse) oder 

Claudia Christen-Schneider 

Präsidentin Swiss RJ Forum, 

MSc in Kriminologie & Strafrecht, 

Cert. in RJ (Foto: Ruben Ung )

In der JVA Lenzburg werden seit 2017 

restaurative Dialoge zwischen Opfer und Tätern durchgeführt 

(Foto: Peter Schulthess)
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tere RJ-Methoden näher 

zu bringen.

Die Opfer werden indivi-

duell vorbereitet und 

betreut. Es wird auch 

ein Traumatest durchge-

führt, um sicherzustel-

len, dass die Opfer nicht 

mehr zu sehr traumati-

siert sind und die Gefahr 

besteht, dass eine Teil-

nahme sie retraumati-

sieren könnte. Die Ge-

fangenen werden von 

der Gefängnisleitung 

Form des Sycamore Tree 

Programme©, welches 

von Dan Van Ness und 

einem internationalen 

Team von Prison Fel-

lowship International im 

Jahr 1996 entwickelt wur-

de. Die schweizerische 

Version enthält dieselben 

Grundthemen, setzt je-

doch noch weitere res-

taurative Elemente, wie 

zum Beispiel Circles, ein 

und arbeitet mit Fallbei-

spielen aus der Praxis, 

um den Teilnehmern wei-

„Restaurative Gruppendialoge 

eignen sich insbesondere für 

Opfer und Täter, die keine 

Möglichkeit zu einem Dialog 

mit ihrem direkten Gegenüber 

haben.“

aloge eignen sich insbe-

sondere für Opfer und 

Täter, die keine Mög-

lichkeit zu einem Dialog 

mit ihrem direkten Ge-

genüber haben. Einer-

seits gibt es Opfer und 

Täter, die nicht wissen, 

wer ihr Gegenüber war, 

oder es gibt auch Situa-

tionen, wo ein direkter 

Dialog nicht empfeh-

lenswert wäre, insbe-

sondere zum Schutz der 

Opfer. Da restaurative 

Prozesse immer auf 

freiwilliger Basis beru-

hen, muss zudem res-

pektiert werden, wenn 

eine Partei nicht gewillt 

ist zu einem Gespräch. 

Wenn es nun das Ziel 

ist, dass die Restaurati-

ve Justiz für alle Be-

troffenen zugänglich sein 

sollte, so braucht es Al-

ternativen zu direkten 

Opfer-Täter Dialogen, 

die es diesen Personen 

dennoch erlauben, an 

einem restaurativen Pro-

zess teilzunehmen. Zu-

dass die gewählte Metho-

de stets den Bedürfnis-

sen aller Betroffenen ent-

spricht, auf freiwilliger 

Basis beruht und von gut 

ausgebildeten RJ-

Moderatoren durchge-

führt wird, um die Sicher-

heit aller Beteiligten zu 

gewährleisten (Council of 

Europe, 2018, VI. 42 & 

43).

Wozu dienen Restaura-

tive Dialoge?

Restaurative Gruppendi-

Wichtig ist, dass auch 

solche Gruppenprozes-

se sehr sorgfältig vorbe-

reitet werden und Opfer 

niemals dazu benutzt 

werden, um Täter zu 

rehabilitieren. Es be-

steht immer wieder die 

Gefahr, dass die Res-

taurative Justiz 

„Täterzentriert“ umge-

setzt wird, und die wah-

ren Bedürfnisse der Op-

fer zu wenig wahrge-

nommen werden. 

dem können Restaurative 

Gruppendialoge auch als 

eine gute Vorbereitung 

dienen, um später Dialo-

ge zwischen dem direk-

ten Opfer und Täter in 

Erwägung zu ziehen, 

wann immer dies möglich 

ist. Manche Opfer kön-

nen sich zudem nicht 

vorstellen, ihrem direkten 

Täter gegenüberzutreten 

und bevorzugen es, zu-

erst in einem für sie ge-

schützteren Rahmen ers-

te Schritte zu wagen.

ERFAHRUNGEN MIT DEN RESTAURATIVEN DIALOGEN IN DER SCHWEIZ 

oder sozialen Diensten 

vorselektioniert und kön-

nen sich nach einem 

Informationstreffen ent-

scheiden, ob sie teilneh-

men möchten. Mit je-

dem Interessierten wird 

dann ein Einzelinterview 

durchgeführt, um die 

Motivation zu prüfen 

und herauszuspüren, ob 

die Person Verantwor-

tung für ihre Taten über-

nimmt und bereit ist, 

den Opfern respektvoll 

gegenüber zu treten. 

Aufbau des Pro-

gramms

Das in der Schweiz um-

gesetzte Programm ba-

siert auf dem Prinzip der 

restaurativen Dialoge 

zwischen Opfern und 

Tätern gleicher oder 

ähnlicher Verbrechen. 

Die Teilnehmer kennen 

sich nicht und haben 

keinen direkten Bezug 

zueinander. Das Pro-

gramm ist eine neue, auf 

die Schweiz angepasste 

„Die Opfer werden individuell 

vorbereitet und betreut. Es 

wird auch ein Traumatest 

durchgeführt, um 

sicherzustellen, dass die 

Opfer nicht mehr zu sehr 

traumatisiert sind und die 

Gefahr besteht, dass eine 

Teilnahme sie 

retraumatisieren könnte.“
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heit von Seiten aller 

Teilnehmer. Opfer 

schätzen den sicheren, 

respektvollen Rahmen, 

um ihre Geschichte er-

zählen und die Tat auf-

arbeiten zu können. Für 

Opfer kann das Pro-

gramm hilfreich sein, um 

auch Jahre nach dem 

Verbrechen einen ge-

wissen Heilungsprozess 

und eine Reduktion in 

den posttraumatischen 

Symptomen zu erleben, 

die oftmals noch vor-

blicke in die Gründe, wie 

es zu solch schweren 

Straftaten kommen kann. 

Sie erfahren auch mehr 

über das Justizsystem, 

was dazu dient, dass sie 

sich besser informiert 

und oftmals sicherer füh-

len (Christen-Schneider, 

in Druck).

Bisherige Erfahrungen

Die anonymen Evaluatio-

nen der bisher durchge-

führten Programme zei-

gen eine hohe Zufrieden-

Chance haben, ihre Ge-

schichte zu erzählen 

und ihren Gefühlen Aus-

druck geben zu können. 

Da es sich um dieselben 

oder ähnliche Verbre-

chen handelt, können 

die Opfer den Gefange-

nen Fragen stellen, wel-

che sie oftmals bisher 

noch niemandem stellen 

konnten. Sie erhalten 

dadurch Information, die 

hilfreich sein kann, um 

das Erlebte besser zu 

verarbeiten. Das Ziel für 

Die Treffen finden über 

acht Wochen hinweg 

statt mit einem wöchentli-

chen, zweistündigen 

Treffen. Ein Beschrieb 

der acht Treffen findet 

sich hier ab Seite 8: 

https://www.bj.admin.ch/

dam/data/bj/sicherheit/

smv/prison-

info/2019/2019-01-d.pdf. 

Eines der Hauptziele für 

die Opfer ist, dass sie 

eine Stimme erhalten und 

in einer sicheren, res-

pektvollen Umgebung die 

Empathie entwickeln 

können.

Aufgrund dessen, dass 

sich die Treffen über 

zwei Monate erstrecken 

erleben Opfer oftmals, 

wie Gefangene begin-

nen, Verantwortung für 

ihre Taten zu überneh-

men. Die Opfer erfahren 

zudem, wie ihre eige-

nen, schmerzhaften Er-

fahrungen dazu dienen 

können, Tätern zu hel-

fen, die Konsequenzen 

ihrer Taten zu erkennen. 

Diese intensiven Dialoge 

können zudem Opfer 

darin unterstützen, ihren 

eigenen Prozess zu ei-

nem bedeutungsvollen 

Abschluss zu bringen. 

Ebenso ist es das Ziel, 

Opfer zu ermächtigen, 

damit sie ihr Leben neu 

wieder in ihre Hand neh-

men und aktiv ihre Zu-

kunft und ihre Rolle ge-

stalten können. Durch 

die Gespräche erhalten 

Opfer auch wichtige Ein-

bensgeschichte zu erzäh-

len und wie es zur Tat 

kam, was sie getan ha-

ben und wie sie heute 

darüber denken. Dies soll 

ihnen helfen zu erken-

nen, wie es so weit kom-

men konnte, dass sie 

selbst zum Täter wurden. 

Die regelmäßigen Begeg-

nungen mit den Opfern 

und die tiefgründigen und 

respektvollen Dialoge 

sollen zudem dazu die-

nen, dass die Täter Op-

ferbewusstsein und –

ERFAHRUNGEN MIT DEN RESTAURATIVEN DIALOGEN IN DER SCHWEIZ 

handen sind.

Ebenso empfinden die 

Gefangenen das Pro-

gramm als sehr hilfreich, 

wenn auch sehr intensiv 

und in keiner Weise als 

„einfach“. Sie betonen 

stets, dass es ihnen die 

Augen geöffnet habe für 

das Leiden der Opfer 

und daher signifikante 

Auswirkungen auf ihre 

Denkweise hat. Im Ge-

gensatz zu einer Tatauf-

arbeitung im therapeuti-

S���n����p�����n�:

„V�� M�ns����h�n�-

����, K�nd�m�r�������� 

�n� �n����� K�������-

��� - E�� B�i�� ���� ��� 

M����“ v�� �2. �i� 23. 

J��� 2020 �� H�����

die Gefangenen ist, dass 

sie durch das Hören der 

Geschichten der Opfer, 

die ähnliche Straftaten 

erlitten, wie sie selber 

begangen haben, verste-

hen lernen welch oft 

langzeitige Konsequen-

zen ihre Verbrechen auf 

Opfer und die Gesell-

schaft haben und 

dadurch lernen, volle 

Verantwortung für ihre 

Taten zu übernehmen. 

Sie erhalten auch den 

Raum, ihre eigene Le-
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result_details.aspx?

Objec-

tId=09000016808e35f3

(letzter Zugriff: 24. Okto-

ber 2019).

Council of Europe 

(2018). Commentary to 

Recommendation CM/

Rec(2018)8 of the Com-

mittee of Ministers to 

member States con-

cerning restorative jus-

tice in criminal matters, 

CM(2018)115-add2.  

https://

Schweizer Gefängnis. In 

N. Queloz, C. Jaccottet 

Tissot, N. Kapferer & M. 

Mona (Hrsg.), Changer 

de regard: la justice res-

taurative en cas d’infrac-

tions graves. 

Council of Europe (2018). 

Recommendation CM/

Rec(2018)8 of the Com-

mittee of Ministers to 

member States concern-

ing restorative justice in 

criminal matters.  https://

search.coe.int/cm/Pages/

eine Herausforderung 

dar. Einerseits ist es 

nicht immer einfach, bis 

die Abläufe innerhalb 

des bestehenden Sys-

tems geplant sind und 

eine Durchführung statt-

finden kann, und zudem 

gilt es, das Programm in 

der neuen Region be-

kannt zu machen, damit 

Opfer sich für eine Teil-

nahme melden können. 

Die Zusammenarbeit mit 

Opferhilfestellen ist 

diesbezüglich zentral.

Ausblick fürs neue 

Jahr

Seit der ersten Durch-

führung im 2017 haben 

wir immer wieder Anfra-

gen erhalten von Opfern, 

ob wir nicht auch ein 

spezifisches Programm 

für restaurative Dialoge 

nach Sexualstraftaten 

durchführen würden. 

Derzeit sind wir in der 

Gründung einer Fach-

gruppe, welche ein sol-

ches Programm erarbei-

schen Rahmen, wo sie 

sich vorstellen müssen, 

wie sich die Opfer wohl 

fühlen könnten, hören sie 

hier direkt, was ihre Ta-

ten für Auswirkungen auf 

Opfer haben. Dies löst 

große Betroffenheit und 

eine intrinsische Motivati-

on aus, nicht mehr rück-

fällig zu werden, um nie 

mehr Menschen in dieser 

Weise zu verletzen. 

Jeder Anfang in einer 

neuen Strafanstalt stellt 

findet. Um auch unsere 

Teammitglieder noch 

spezifisch vorzuberei-

ten, wird es im Januar 

2020 einen Kurs geben 

für die Anwendung der 

Restaurativen Justiz im 

Falle häuslicher und 

sexueller Gewalt. 

Weiter sind wir auch in 

der Planung von Dialo-

gen für Langzeitgefan-

gene und deren Fami-

lien, damit sie gemein-

sam die Tat aufarbeiten 

und den bevorstehenden 

Austritt planen können. 

Ziel ist somit insbeson-

dere auch Partnerinnen 

und Kinder durch restau-

rative Prozesse zu unter-

stützen. 

Bibliographie:

Christen-Schneider, C. 

(in Druck). Erste Erfah-

rungen mit Restaurativer 

Justiz im Falle schwerer 

Verbrechen in einem 

ten wird. Eine erste 

Durchführung ist für das 

Frühjahr des nächsten 

Jahres geplant. Dialoge 

mit Opfern und Tätern 

solcher Tathintergründe 

erfordern eine nochmals 

viel größere Vorberei-

tungszeit, um eine allfälli-

ge Retraumatisierung zu 

verhindern. So werden 

die Täter auch über meh-

rere Wochen vorbereitet 

werden, bevor eine erste 

Begegnung mit den teil-

nehmenden Opfern statt-
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rm.coe.int/09000016808

cdc8a (letzter Zugriff: 

24. Oktober 2019).

Marshall, T. (1996). The 

evolution of restorative 

justice in Britain. Euro-

pean Journal on Crimi-

nal Policy and Rese-

arch, 4(4), S. 31-43.

„Ebenso empfinden die 

Gefangenen das Programm 

als sehr hilfreich, wenn auch 

sehr intensiv und in keiner 

Weise als „einfach“. Sie 

betonen stets, dass es ihnen 

die Augen geöffnet habe für 

das Leiden der Opfer und 

daher signifikante 

Auswirkungen auf ihre 

Denkweise hat.“

Kontakt: 

Claudia Christen-Schneider

E-Mail

swissrjforum@gmail.com
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hen.

Das Gesamtwerk gibt 

einen umfassenden 

Einblick in die Justiz-

vollzugseinrichtungen 

der Schweiz: in die Ge-

fängnisse, Straf- und 

Maßnahmenanstalten 

für Erwachsene, junge 

Erwachsene und für 

Jugendliche. Es ist ein 

aktueller und repräsen-

tativer Querschnitt durch 

das ganze Spektrum, 

vom kleinen Regional-

gefängnis bis zur größ-

ten Justizvollzugs-

anstalt. Die überwiegend 

großformatigen Farbfoto-

grafien zeigen die Reali-

tät hinter Gittern und 

Mauern und vermitteln 

einen Eindruck vom All-

tag, von den Lebens-, 

Freizeit- und Arbeits-

bereiche der Gefange-

nen wie auch vom Ar-

beitsumfeld des Justiz-

vollzugs-personals. Eine 

Einleitung erklärt in gro-

ben Zügen im Sinne ei-

ner Auslegeordnung die 

Eigenart des Systems in 

der Schweiz. Viele Auf-

Der bekannte Schwei-

zer Gefängnisfotograf 

Peter Schulthess veröf-

fentlicht Ende November 

zwei neue Bildbände 

über die Justizvollzugs-

einrichtungen in der 

Schweiz. Auf insgesamt 

476 Seiten sind 529 Bil-

der von 42 Institutionen 

des Freiheitsentzuges 

enthalten. Eine Auswahl 

der Bilder sind zudem in 

der Ausstellung „the 

swiss prison photo pro-

ject“ im Käfigturm in Bern 

bis 4. April 2020 zu se-

Einrichtungen herausge-

ben“, meint der 53jähri-

ge Berufsfotograf und 

Publizist, „doch dazu 

fehlt mir das Netzwerk“. 

Was nicht ist, kann ja 

noch werden…

Informationen zu den 

Bildbänden, der Ausstel-

lung und dem Begleit-

programm unter: 

www.prisonphotoproject

.ch

nahmen irritieren, weil sie 

nicht dem Stereotyp der 

Allgemeinheit entspre-

chen, andere wiederum 

verstören, weil selbst in 

der Schweiz manches 

Gefängnis nicht den 

Standards genügt. 

Peter Schulthess hat 

auch schon in portugiesi-

schen und in deutschen 

Justizvollzugsanstalten 

fotografiert (Freiburg 

i.Br., Bruchsal, Berlin-

Tegel und Stuttgart-

Stammheim). „Sehr ger-

ne würde ich länder- oder 

themenspezifische Bild-

bände über deutsche 

NEUE BILDER AUS DER SCHWEIZ

Kontakt: 

Peter Schulthess

E-Mail

peter.schulthess@prison.photography

Band 1, Einrichtungen der 

Deutschschweiz: „Gefängnisse 

in der Schweiz – Prisons en Suis-

se» (d/f)“, Peter M. Schulthess, 

297 Seiten, ISBN: 978-3-905731-

08-8

Band 2, Einrichtungen der fran-

zösisch- und italienischspra-

chigen Schweiz: „Prisons en 

Suisse – Gefängnisse in der 

Schweiz (f/d)“, Peter M. 

Schulthess, Aimée H. Zermatten, 

180 Seiten, ISBN: 978-3-905731-

09-5
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ren und zu verwirklichen 

ist.“4

Vorgaben der UN-

Kinderrechtskonventi-

on vom 20. November 

1989

Es sind die Vorgabe aus 

dem Übereinkommen 

über die Rechte des 

Kindes, das von der 

Generalversammlung 

der Vereinten Nationen 

am 20. November 1989 

Das Recht der Kindes auf Kontakt 

zum inhaftierten Elternteil
von Claudia Kittel1

KONTAKT VON KINDERN ZU IHREN INHAFTIERTEN ELTERN 

Die Inhaftierung eines 

Elternteils stellt für Kin-

der einen massiven Ein-

schnitt in ihr Leben dar. 

Untersuchungen zeigen, 

dass der regelmäßige 

persönliche Umgang mit 

dem inhaftierten Eltern-

teil Kindern helfen kann, 

die Situation besser zu 

bewältigen.2 Amtliche 

Zahlen dazu, wie viele 

Kinder in Deutschland 

von der Inhaftierung ei-

nes Elternteils betroffen 

sind gibt es nicht, es lie-

gen lediglich Schätzun-

gen von 50.000 bis 

100.000 Kindern / Stich-

tag vor.3 „Der Kontakt 

zum inhaftierten Elternteil 

ist für betroffene Kinder 

nicht nur eine Bewälti-

gungsstrategie. Er ist ein 

Menschenrecht, das von 

Seiten der Gesetzgebung 

zu achten, zu respektie-

in Artikel 9 Absatz 4 ge-

nauer ausgeführt wird.

Empfehlungen des UN-

Ausschusses für die 

Rechte des Kindes

Der UN-Ausschuss für die 

Rechte des Kindes, der in 

regelmäßigen Abständen 

überprüft, ob die Ver-

tragsstaaten der Kinder-

rechtskonvention auch 

ihren Staatenpflichten 

nachkommen, hat die 

Rechte der Kinder von 

Inhaftierten sogar noch 

regelmäßige persönliche 

Beziehungen und unmit-

telbaren Kontakt zu bei-

den Elternteilen zu pfle-

gen, soweit dies nicht 

dem Wohl des Kindes 

widerspricht.“ Das gilt 

auch und insbesondere 

dann, wenn die Trennung 

aufgrund einer staatli-

chen Entscheidung er-

folgt – wie beispielsweise 

in Folge „ (…) einer Frei-

heitsentziehung, Frei-

heitsstrafe (…)eines oder 

beider Elternteile, wie es 

damit bindende Wirkung 

- nicht nur für den Bund, 

sondern auch für die 

Länder.5

Artikel 9 „Trennung 

von den Eltern; per-

sönlicher Umgang

Artikel 9 Absatz 3 UN-

KRK lautet: „Die Ver-

tragsstaaten achten das 

Recht des Kindes, das 

von einem oder beiden 

Elternteilen getrennt ist, 

einstimmig verabschiedet 

wurde, die auch das 

Recht von Kindern auf 

unmittelbaren Kontakt zu 

ihrem inhaftierten Eltern-

teil regeln.

Das Übereinkommen –

die sogenannte UN-

Kinderrechtskonvention –

feiert in diesem Monat 

sein 30jähriges Jubiläum 

und wurde zwischenzeit-

lich von 196 Staaten 

weltweit ratifiziert. Auch 

Deutschland hat die UN-

Kinderrechtskonvention 

1992 ratifiziert und ist 

damit die Verpflichtung 

eingegangen, die in der 

Konvention normierten 

Rechte von Kindern zu 

verwirklichen.

Die UN-KRK hat mittels 

Zustimmungsgesetz von 

1992 in Verbindung mit 

Art. 59 Abs. 2 GG den 

Rang eines einfachen 

Bundesgesetzes und 

Claudia Kittel 

Leiterin der Nationalen 

Monitoring-Stelle zur UN-Kinder-

rechtskonvention am Deutschen 

Institut für Menschenrechte 

in Berlin

Deutsches Institut für Menschenrechte  

in Berlin  
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Informationen der Kin-

der über diese Regelun-

gen.

Die Online-Abfrage der 

Monitoring-Stelle UN-

Kinderrechtskonvention 

wurde nach Genehmi-

gung der zuständigen 

Landesjustizministerien-

an 173 JVAs im Bun-

desgebiet versandt mit 

einer Rücklaufquote von 

83 Beantwortungen.8

in den JVAs der Länder 

zum o.g. Ermessens-

spielraum zu erlangen.

Gegenstand der vertie-

fende Abfrage waren ne-

ben allgemeinen Daten 

zur JVA Fragen zu sämt-

lichen Kontaktmöglichkei-

ten zwischen Kindern 

und einem inhaftierten 

Elternteil unterteilt in: 

praktizierte Besuchs-

zeitenregelungen, Tele-

fon, Internet, Schriftver-

kehr sowie Angaben zu 

„Die gesetzlich 

vorgeschriebene 

Mindestbesuchszeit variiert 

stark zwischen den Ländern, 

die Besuchszeiten sind ein 

Recht des inhaftierten 

Elternteils und von daher 

auch nicht an den 

Bedürfnissen oder gar 

Rechten der besuchenden 

Kinder ausgerichtet.“

Kontakt über alternative 

Kommunikationsformate 

zu ermöglichen“ (Ziffer 

46) und Kinder direkt 

über Besuchsmöglich-

keiten und die Inhaftie-

rung des Elternteils zu 

informieren (Ziffer 44).6

Gesetzliche Rahmung 

in Deutschland

Besuchszeitenrege-

lungen aller 16 Bun-

desländer

An den o.g. Vorgaben 

der UN-KRK hat sich die 

Monitoring-Stelle in ihrer 

Arbeit seit 2017 orien-

tiert. Auch, als sie zu-

nächst mittels einer Ana-

lyse der Strafvollzugs-

und Justizvollzugsgeset-

ze der Länder untersucht 

hat, welche Besuchsre-

gelungen es in Deutsch-

land für Kinder bei ihren 

inhaftierten Elternteilen 

gibt. Die Ergebnisse der 

Erhebung aus 2017 wur-

den von der Monitoring-

Stelle im Rahmen des 

ausdifferenziert. 2011 

fand ein sogenannter 

„Day of General Diskussi-

onen“ statt, an dessen 

Ende der Ausschuss 

Empfehlungen (Recom-

mendation) an die Ver-

tragsstaaten gerichtet 

hat, in denen er u.a. eine 

kindgerechte Gestaltung 

der Umgangs von Kin-

dern mit ihrem inhaftier-

ten Elternteil „(...) so flexi-

bel wie möglich“ fordert 

(Ziffer 39), ergänzend 

dazu „(...)auch einen 

Rechten der besuchen-

den Kinder ausgerichtet. 

Es gibt einen Ermes-

sensspielraum für ei-

gentlich jede einzelne 

JVA hinsichtlich Be-

suchsmöglichkeiten für 

Kinder beim inhaftierten 

Elternteil, der über die 

gesetzlich vorgeschrie-

ben Besuchszeit für 

den/die Inhaftierten weit 

hinausgehen kann.

Einen Überblick über die 

Besuchszeitenregelun-

Menschenrechtssituati-

onsberichtes des Deut-

schen Instituts für Men-

schenrechte von 2017 

veröffentlicht.7

Sie machen deutlich: Die 

gesetzlich vorgeschriebe-

ne Mindestbesuchszeit 

variiert stark zwischen 

den Ländern, die Be-

suchszeiten sind ein 

Recht des inhaftierten 

Elternteils und von daher 

auch nicht an den Be-

dürfnissen oder gar 

KONTAKT VON KINDERN ZU IHREN INHAFTIERTEN ELTERN 

Ausgewählte Auszü-

ger der Ergebnisse:

Praktizierte Besuchs-

zeitenregelungen

Die Grafik (s. folgende 

Seite) „clustert“ die ein-

gegangenen Antworten 

auf die Frage nach 

„anderen Regelungen“ 

bei Besuchen von Kin-

dern. Demnach wird die 

monatliche gesetzlich 

geregelte Mindestbe-

suchszeit in vielen JVAs 

um eine bestimmte „Zeit

gen aller 16 Bundeslän-

der bietet der web-tool 

www.landkarte-

kinderrechte.de

Praxis im deutschen 

Justizvollzug

Mittels einer vertiefen-

den Online-Befragunge 

direkt in den Justizvoll-

zugsanstalten der Län-

der, hat die Monitoring-

Stelle UN-Kinderrechts-

konvention daher im 

Weiteren versucht, einen 

Überblick über die Praxis 



Newsletter Nr. 29                                                                                                           Seite  33

beantwortet hat, Kinder 

direkt über ihre Be-

suchs- und Kontaktmög-

lichkeiten informiert.12

Grundsätzlich erfolge 

eine Aufklärung darüber 

lediglich mit der inhaf-

tierten Person selbst. Es 

wurde zudem auf allge-

meinen Informationen 

für Angehörige (und da-

mit auch Kinder) auf den 

Internetseiten der jewei-

ligen JVA verwiesen.

Einige wenige JVAs be-

als Zwischeninstanz fun-

giert, die Telefonate stell-

vertretend entgegen-

nimmt, den inhaftierten 

Elternteil darüber infor-

miert und dieser dann 

zurückrufen kann.11

Informationen für Kin-

der über Kontaktmög-

lichkeiten mit dem in-

haftierten Elternteil

Die Ergebnisse der Onli-

ne-Befragung ergaben, 

dass keine(!) der JVAs, 

die den Fragebogen   

zeit von drei Stunden im 

Monat zu bis zu fünf 

Stunden im Monat er-

möglichen.9

Telefon, Internet, 

Schriftverkehr

Aus der Lebenswelt ei-

nes Kindes betrachtet, 

sind gerade weitere 

Kontaktmöglichkeiten 

wie Telefon, Internet 

oder Schriftverkehr als 

zusätzliche Möglichkeit 

des Kontakterhaltes be-

sonders interessant. 

-Einheit“pro Monat er-

gänzt (linke Seite der 

Grafik) oder es kommen 

„andere Regelungen“ für 

Besuche von Kindern 

hinzu, die in einem ande-

ren „Setting“ als dem Re-

gelbesuch stattfinden 

(rechte Seite der Grafik). 

Dabei umfasst die be-

schriebene Praxis in den 

JVAs Väter-Kind-Tage, 

Kindersprechstunden, 

Sommerfeste und vieles 

mehr, die eine Aufsto-

ckung der Regelbesuchs-

können – wie es der 

gesetzlichen Norm ent-

spricht. Als problema-

tisch wurden hier ledig-

lich finanzielle Mittel 

benannt, die die inhaf-

tierte Person bereithal-

ten muss, um solche 

Anrufe tätigen zu kön-

nen.10

Aus Perspektive eines 

Kindes erschien es der 

Monitoring-Stelle auch 

wichtig, danach zu fra-

gen, wie denn von Sei-

ten der JVAs damit um-

gegangen wird, wenn 

Kinder ihre inhaftierten 

Eltern in Eigeninitiative 

anrufen – auch wenn 

dies gesetzlich so nicht 

vorgesehen ist. Interes-

santer Weise ist dies 

offensichtlich nicht gänz-

lich unmöglich. Die Ant-

worten variieren zwi-

schen „[Es] wird ver-

sucht[, dies] über einen 

Rückruf zu ermöglichen“ 

bis hin zu zum Verweis 

auf den Sozialdienst, der 

Dass hier ein großes Del-

ta zwischen der „Welt in 

den JVAs“ und der alltäg-

lichen Nutzung von 

Messanger-Programmen 

durch Kinder in besteht, 

soll an dieser Stelle nicht 

weiter ausgeführt wer-

den. Es wird an dieser 

Stelle die Kontaktmög-

lichkeit des Telefonierens 

ausgeführt.

94 Prozent der JVAs ga-

ben an, dass inhaftierte 

Eltern ihre Kinder anrufen 

KONTAKT VON KINDERN ZU IHREN INHAFTIERTEN ELTERN 

richteten, Angehörige 

bzw. Kinder auf Ange-

bote von Initiativen und 

freien Trägern wie bei-

spielsweise der On-

lineberatung des Deut-

schen Caritasverban-

des: www.besuch-im-

gefaengnis.de oder   

den Kinderseiten 

www.juki-online.de des 

Vereins Treffpunkt e.V. 

zu verweisen. Angebo-

te, deren Verbreitung im 

gesamten Bundesgebiet 

aus Sicht der Monitoring

S���n����p�����n�:

„V�� M�ns����h�n�-

����, K�nd�m�r�������� 

�n� �n����� K�������-
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M����“ v�� �2. �i� 23. 

J��� 2020 �� H�����

Grafik: Cluster der  eingegangenen Antworten  

auf die Frage nach „anderen Regelungen“ 
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Kinderrechtskonvention 

im August 2019 veröf-

fentlichten Analyse 

„Kontakt von Kindern zu 

ihren inhaftierten Eltern. 

Einblicke in den deut-

schen Justizvollzug“, die 

von Judith Feige, wis-

senschaftliche Mitarbei-

terin in der Monitoring-

Stelle UN-Kinderrechts-

konvention als Autorin 

verfasst wurde. Wieder-

gegebene Textteile aus 

der Veröffentlichung der 

Monitoring-Stelle UN-

Institut für Menschen-

rechte e.V., abrufbar un-

ter: https://www.institut-

fuer-menschenrechte.de/

monitoring-stelle-un-krk/

publikationen/

Quellen: 

1 Beim vorliegenden Text 

handelt es sich um eine 

zusammenfassende Wie-

dergabe von Textteilen 

der von der Monitoring-

Stelle UN-

ten.

Empfehlung des Euro-

parates zu Kindern 

inhaftierter Eltern

Weitere erfreuliche Ent-

wicklungen zeichnen 

sich im Zusammenhang 

mit den am 4. April 2018 

verabschiedeten Emp-

fehlungen des Minister-

komitees des Europara-

tes „Die Rechte von Kin-

dern inhaftierter Eltern 

stärken“ ab.14 Deutsch-

land hat an der Ausar-

beitung der Empfehlun-

gen aktiv mitgewirkt.15

Die Empfehlungen be-

handeln den Zeitraum 

von der Inhaftnahme bis 

hin zur Vorbereitung der 

Entlassung. Sie betonen 

u.a., Kinder als Trä-

ger_innen eigener Rech-

te, legen Minimalstan-

dards für die Aufrechter-

haltung des Kontakts mit 

den inhaftierten Eltern 

fest. Dabei betonen auch 

sie die Notwendigkeit 

-Stelle sehr zu empfehlen 

wäre. Das im Rahmen 

einer Anschubfinanzie-

rung der Stiftung Jugend-

marke geförderte Projekt 

„Netzwerk Kinder von 

Inhaftierten“13 verspricht 

mit Blick auf die Erhe-

bung, Vernetzung und 

Verbreitung bereits vor-

handender Angebote und 

Materialien einen wichti-

gen ersten Schritt zur 

Verbesserung der Ver-

wirklichung der Rechte 

der Kinder von Inhaftier-

Strafvollzugsausschuss 

der Länder gebeten, 

„die für den Justizvoll-

zug relevanten Empfeh-

lungen zu prüfen, best 

practices zu beschrei-

ben und ggf. Vorschläge 

zur Umsetzung der 

Empfehlungen zu unter-

breiten.“16 Hierzu wurde 

eine Arbeitsgruppe ein-

gerichtet, die sich mit 

der Umsetzung befasst 

hat und im November 

2019 ihren Bericht der 

JUMIKO vorgelegen 

wird. Nun bleibt zu hof-

fen, dass die JUMIKO 

schon bald den Bericht 

des Strafausschusses 

behandeln wird.

Weiterführende Litera-

tur:

Feige, Judith (2019): 

Kontakt von Kindern zu 

ihren inhaftierten Eltern. 

Einblicke in den deut-

schen Justizvollzug, 

Analyse, Deutsches 

kinderfreundliche Prakti-

ken und Maßnahmen zu 

schaffen sowie vorhande-

ne zu evaluieren und wei-

ter zu entwickeln. Auch 

die Bereitstellung kindge-

rechter Informationen ist 

Teil der Empfehlungen.

Im Juni 2018 hat zudem 

die Justizministerkonfe-

renz der Länder 

(JUMIKO) die Befassung 

mit den „Empfehlungen 

des Europarates“ für not-

wendig erachtet und den 

KONTAKT VON KINDERN ZU IHREN INHAFTIERTEN ELTERN 

KRK wurden dabei von 

der Autorin nicht als Zi-

tate ausgewiesen.

2 Jones, Adele (2013): 

children of prisoners: 

interventions and mitiga-

tions to strengthen men-

tal health. Huddersfield, 

University of Hudders-

field. http://

e-

prints.hud.ac.uk/18019/

1/

childrenofPrisonersRe-

port-final.pdf (abgerufen 

„Dabei betonen auch sie die 

Notwendigkeit 

kinderfreundliche Praktiken 

und Maßnahmen zu schaffen 

sowie vorhandene zu 

evaluieren und weiter zu 

entwickeln. Auch die 

Bereitstellung kindgerechter 

Informationen ist Teil der 

Empfehlungen.“
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concerning-children-with

-imprisoned-parents-

e/16807b3438

15 Ebd., S. 4.

16 Konferenz der Justiz-

ministerinnen und Jus-

tizminister (JUMIKO –

89. Sitzung 2018): Früh-

jahrskonferenz 6. und 7. 

Juni 2018. Beschluss 

TOP II. Kinder inhaftier-

ter Eltern. https://

www.justiz.nrw.de/JM/

jumiko/

beschluesse/2018/

12 Vgl., Ebd. S.29.

13 Mehr Informationen 

zum Projekt unter: 

www.treffpunkt-nbg.de/

hilfen-fuer-familien/

netzwerk.html

14 Council of Europe 

(2018): Recommendation 

CM / Rec(2018)5 of the 

Committee of Ministers to 

member States concern-

ing children with impri-

soned parents. https://

rm.coe.int/cm-re-

commendation-2018-5-

der von Inhaftierten. Aus

-wirkungen, Risiken, 

Perspektiven. Ergebnis-

se und Empfehlungen 

der COPING-Studie. 

https://www.treffpunkt-

nbg.de/tl_files/ PDF/ 

Projekte/Coping/

Broschuere.pdf

(abgerufen am 09. 01. 

2019) http://

www.treffpunkt-nbg./tl_ 

files(PDF/Projekte/

Coping/Broschuere.pdf

4 Feige, Judith (2019): 

Kontakt von Kindern zu 

ihren inhaftierten Eltern. 

Einblicke in den deut-

schen Justizvollzug, 

Analyse, Deutsches 

Institut für Menschen-

rechte e.V., S. 9.

5 Vgl. Cremer, Hendrik 

(2012): Die UN-

Kinderrechtskonvention. 

Geltung und Anwendbar-

keit in Deutschland nach 

der Rücknahme der Vor-

be-halte, 2. überarbeite-

te Auflage. Berlin: Deut-

am 11.09.2018) / Bie-

ganski, Justyna / Starke, 

Sylvia / Urban, Mirjam 

(2013): Kinder von Inhaf-

tierten. Aus-wirkungen, 

Risiken, Perspektiven.

3 Vollhase, Silke / Wich-

mann, Cornelius (2013): 

Kinder von Inhaftierten –

Rechte, Lebenslagen, 

Hilfeangebote. In: Forum 

Jugendhilfe 2013 (3), S. 

12-29 / Bieganski, Justy-

na / Starke, Sylvia / Ur-

ban, Mirjam (2013): Kin-

2019)

7 Deutsches Institut für 

Menschenrechte(2017): 

Das Recht von Kindern 

auf Kontakt zu ihrem 

inhaftierten Elternteil. In: 

Deutsches Institut für 

Menschenrechte (Hg.): 

Entwicklung der Men-

schenrechtssituation in 

Deutschland Juli 2016 –

Juni 2017. Bericht an 

den Deutschen Bundes-

tag gemäß §2 Absatz 5 

DIMRG. Kapitel 5, S. 79

-91.

8 Vgl. Feige, Judith 

(2019): Kontakt von Kin-

dern zu ihren inhaftierten 

Eltern. Einblicke in den 

deutschen Justizvollzug, 

Analyse, Deutsches 

Institut für Menschen-

rechte e.V., S. 22.

9 Vgl., Ebd. S. 24, 33 und 

34.

10 Vgl., Ebd. S.29.

11 Vgl., Ebd. S. 30.

sches Institut für Men-

schenrechte.

6 UN, Committee on the 

Rights of the Child(2011): 

Report and recommenda-

tions of the Day of Gene-

ral Discussion on 

„children of incarcerated 

parents“. https://

www.ohchr.org/

documents/hrbodies/crc/

discussions/2011/

dgd2011reportandrecom-

mendations.pdf

(abgerufen am 30. 10. 

KONTAKT VON KINDERN ZU IHREN INHAFTIERTEN ELTERN 

Fruehjahrskonfe-

renz_2018/II-25-MV---

Kinder-inhaftierter-

Eltern.pdf (abgerufen 

am 30.10.2019)

Kontakt: 

Claudia Kittel 

E-Mail

kittel@institut-fuer-

menschenrechte.de

Telefon

030 / 25 93 59 - 0 
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eine besondere Wert-

schätzung der Veran-

staltung. 

In seinem Grußwort be-

zog sich Herr Dr. von 

der Beck unter anderem 

auf die Forderung des 

Bundesverfassungsge-

richts von 2011, die Si-

cherungsverwahrung 

(SV) freiheitlich und the-

rapeutisch auszugestal-

ten und eine Besserstel-

Tagungsbericht zum dreizehnten „Bundesweiten Forum: 

Sicherungsverwahrung“ am 04./05. November 2019 in Celle
von Kristina Straßburger 

BUNDESWEITES FORUM: SICHERUNGSVERWAHRUNG

Herr Dr. Suhling, Leiter 

des Kriminologischen 

Dienstes im Bildungsin-

stituts des niedersächsi-

schen Justizvollzuges 

und Gastgeber des SV-

Forums, hieß die Teil-

nehmerinnen und Teil-

nehmer der zweitätigen 

Veranstaltung herzlich 

willkommen und freute 

sich über den erneut 

hohen Zuspruch und 

viele Anmeldungen. Zu-

dem bedeute die Anwe-

senheit des Staatssekre-

tärs des Niedersächsi-

schen Justizministeriums, 

Herrn Dr. von der Beck, 

und es sei Zeit für neue 

Denkansätze. 

Anhand empirischer Da-

ten aus einem laufenden 

Evaluationsprojekt in Ber-

lin benannte Prof. Dahle 

folgende Herausforderun-

gen, die die aktuelle Kli-

entel der SV mit sich brin-

ge: höheres Alter (ø56 

Jahre) der Untergebrach-

ten, lange Zeiten in Ge-

fangenschaft bzw. in stati-

onärer Obhut (ø29 Jahre) 

und enorme psychopatho-

zur Bewertung der aktu-

ellen Praxis und wünsch-

te eine lehr- wie ab-

wechslungsreiche Ta-

gung.

Die Vortragsreihe eröff-

nete Prof. Dr. Dahle von 

der Universität Hildes-

heim mit folgenden drei 

Thesen: Die SV stelle 

eine zunehmende Kon-

zentration schwieriger 

Klienten fest, bisherige 

Behandlungsansätze 

stießen an ihre Grenzen 

diesen seine Anerken-

nung aus und bedankte 

sich für die anstrengen-

de, aber außerordentlich 

wichtige Arbeit, die täg-

lich verrichtet würde.

Abschließend bedankte 

er sich bei Herrn Dr. 

Suhling und dem Team 

des Bildungsinstituts für 

die Durchführung des 

Forums. Er betonte die 

Wichtigkeit wissen-

schaftlicher Erkenntnisse 

lung der Sicherungsver-

wahrten (SVer) gegen-

über den Strafgefange-

nen zu verwirklichen. 

Diese Aspekte könnten in 

der Praxis zu Problemen 

führen, wenn verschiede-

ne Zielsetzungen wie 

Freiheitsorientierung und 

Aufrechterhalten von Si-

cherheit und Ordnung 

aufeinandertreffen. Für 

die unter anderem dar-

aus resultierenden Her-

ausforderungen, mit de-

nen die anwesenden 

Praktikerinnen und Prak-

tiker täglich konfrontiert 

seien, sprach Staatssek-

retär Dr. von der Beck 

Kristina Straßburger

Praktikantin im Bildungsinstitut 

des niedersächsischen Justizvoll-

zugs – Kriminologischer Dienst 

und Studentin im Master Krimino-

logie und Gewaltforschung an 

der Universität Regensburg

logische Vorbelastungen 

(96%). Die Zunahme 

dieser Klientel mit be-

sonderen Behandlungs-

hemmnissen veran-

schaulichte Prof. Dahle 

anhand von Gruppenver-

gleichen zwischen 

„regulär Entlassenen“, 

den „aktuellen SVern“, 

den „entlassenen Altfäl-

len“ und den 

„vornotierten SVern “. So 

wiesen insbesondere die 

aktuellen SVer sowie die 

Strafgefangenen mit SV-

„Das bundesweite Forum 

Sicherungsverwahrung bietet 

einen sehr wichtigen 

Begegnungsraum für die in 

diesem Bereich tätigen 

Praktikerinnen und Praktiker.“

Staatssekretär 

Dr. Stefan von der Beck
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zur Bewährung ausset-

zen.

Frau Dr. Kleine-Cosack 

beschrieb schließlich die 

Besonderheiten der Si-

tuation in Freiburg. Dort 

pflege man einen recht 

engen Kontakt zwischen 

SV-Einrichtung und 

Strafvollzugstreckungs-

kammer. Da nur eine 

StVK am LG Freiburg 

für die SV zuständig und 

deren Besetzung ver-

gleichsweise stabil sei, 

kenne man viele Fälle 

welche die betroffene 

Anstalt dann binnen einer 

Frist anzubieten habe. 

Gelingt dies nicht, prüfe 

die StVK die Verhältnis-

mäßigkeit der weiteren 

Unterbringung in der SV 

und könne die Maßregel 

Vornotierung hohe Psy-

chopathy--Werte auf. 

Neben der extremen Zahl 

gescheiterter Vorbehand-

lungen im Vollzug (94%) 

zeige auch die geringe 

subjektive Erfolgserwar-

tung der Strafgefangenen 

mit SV-Vornotierung an 

ihre Behandlung die 

Grenzen bisheriger An-

sätze. Letztere würden 

auch durch die hohen 

Fluktuationsraten (80%) 

der Fachdienste deutlich. 

Dr. Dahle argumentierte, 

zesreform der SV im 

Jahr 2013 eine noch 

wichtigere Rolle und 

mehr gestalterischen 

Spielraum als zuvor. 

Schon lange würden 

Gerichte die Entwick-

lung der SVer und deren 

Gefährlichkeit beurteilen 

und über eine mögliche 

Entlassung entscheiden. 

Im Zuge der gesetzli-

chen Neuregelung des § 

67 d Abs. 2 Satz 2 StGB 

(Dauer der Unterbrin-

gung) prüften die StVKn 

hung (Resozialisierung) 

und Behandlung 

(Reduktion kriminogener 

Merkmale) vielleicht zur 

Verbesserung realer 

Reintegrationschancen 

beitragen könne. Das 

Konzept fand im Plenum 

großen Anklang.

Frau Dr. Kleine-Kosack, 

Vorsitzende Richterin am 

Landgericht Freiburg, 

erklärte im Folgevortrag, 

Strafvollstreckungskam-

mern (StVKn) hätten seit 

der bundesweiten Geset-
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nun auch, ob dem Un-

tergebrachten eine aus-

reichende Betreuung im 

Sinne des § 66 c Abs. 1 

Nr. 1 StGB angeboten 

würde. „Ausreichend“ 

sei hierbei wörtlich zu 

nehmen (d.h. muss 

nicht optimal sein) und 

mit Blick auf das Voll-

zugsziel zu bewerten. 

Bei nicht vorhandenen 

oder nicht ausreichen-

den Behandlungen kön-

ne die StVK konkrete 

Maßnahmen festlegen, 

die „Spezialprävention“ 

müsse vom Gedanken 

des SVers als Defizitwe-

sen mit dem Ziel der 

Resozialisierung durch 

Nacherziehung weg-

kommen. Stattdessen 

könne es sich lohnen, 

entwicklungspsycholo-

gisch fundierte Ansätze 

auszuprobieren, bei de-

nen unter Berücksichti-

gung der individuellen 

Möglichkeiten und Ziel-

vorstellungen der Unter-

gebrachten Behand-

lungs- bzw. Entwick-

lungsziele erarbeitet 

würden. Dahle präsen-

tierte hierzu seine Idee 

des „Coachings“, wel-

ches Entwicklungen er-

möglichen, anregen und 

fördern solle und in 

Kombination mit Erzie-

„Grundlegende Veränderung 

ist im Alter der 

Sicherungsverwahrten eine 

gewaltige Aufgabe.“

Prof. Dr. Klaus-Dieter Dahle 

Universität Hildesheim 

Das bundesweite SV-Forum findet  jährlich in den Räumlichkeiten der 

Führungsakademie in Celle statt
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StGB im Vergleich zur 

Strafhaft eine effektive 

Ausstiegshilfe aus einer 

Kriminalitätsproblematik 

sein könne. Bei sicher-

gestellter Äquivalenz 

von Interventions- und 

Vergleichsgruppe durch 

Matching kommt Herr 

Dr. Schalast zu dem 

Ergebnis, dass sich der 

Mehraufwand in der Kli-

nik lohne. Generell hät-

ten Maßregelvollzugs-

Entlassene bessere Be-

währungsquoten 

nen und Sicherungsver-

wahrten (Dr. Norbert 

Schalast, Universität Du-

isburg-Essen) bzw. bei 

Patienten in der Entzie-

hungsanstalt nach § 64 

StGB (Birgit von Hecker, 

Ärztliche Direktorin der 

Vitos Klinik für forensi-

sche Psychiatrie Bad 

Emstal).

Die Evaluationsstudie 

von Herrn Dr. Schalast 

bestätigte, dass eine Un-

terbringung gemäß § 64 

aus langjähriger Befas-

sung. Diese Kenntnisse 

in Kombination mit einer 

guten Kooperation wür-

den in vielen Fällen die 

Qualität von Entschei-

dungen auf beiden Seiten 

fördern und auch be-

schleunigen.

Der darauffolgende Bei-

trag der JVA Meppen 

zeigte, wie die Gesetzge-

bung (z.B. hinsichtlich 

des Trennungs- und Ab-

Abteilung tätig, wobei 

jeder SVer einen eige-

nen Bezugsbeamten 

habe. Insgesamt sei das 

abteilungsleitung, Sozia-

len Dienst und Psycholo-

gischen Dienst. Zehn 

AVD-Beamte seien in der 
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(weniger BtMG-

Verstöße im Bundes-

zentralregister nach der 

Entlassung) und es gä-

be weniger Todesfälle-

durch Überdosen. Be-

sonders ein gutes Über-

gangsmanagement be-

dinge einen günstigen 

Verlauf für Patienten. 

Auch die sofortige Ver-

legung aus dem § 64-

Maßregelvollzug in die 

JVA  bei einem Konsum

-Rückfall sei das falsche 

Mittel. Herr Dr. Schalast 

Interesse der AVD-

Kolleginnen und Kolle-

gen, in der SV-Abteilung 

tätig zu sein, sehr groß 

gewesen. Behandlungs-

und Freizeitmaßnahmen 

fänden SV-intern, aber 

auch zusammen mit der 

JVA Meppen statt, 

wodurch ein großes An-

gebot sichergestellt wür-

de. 

Gleich zwei Vorträge 

beschäftigten sich mit 

dem Umgang mit Sucht-

problemen bei Gefange-

standsgebots der SV 

zum Strafvollzug) die 

Gestaltung der neuge-

gründeten Abteilung für 

Sicherungsverwahrte 

beeinflusste. Neben 

baulichen und organisa-

torischen Maßnahmen 

präsentierte das Team 

um den stellvertreten-

den Anstaltsleiter Herrn 

Saalfeld auch therapeu-

tische Ansätze und gab 

Informationen zur aktu-

ellen Belegung. Die Ziel-

gruppe der SV Meppen 

seien lebensältere und 

mobilitätseingeschränk-

te Personen. Die Bele-

gungskapazität von 

zehn Plätzen sei mo-

mentan mit acht Sexual-

straftätern und einem 

Gewalttäter, die im 

Durchschnitt 57 Jahre 

alt seien und zusammen 

eine Wohngruppe bilde-

ten, fast ausgeschöpft. 

Der Stellenschlüssel 

betrage 1:7 für Vollzugs-
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aus langjährigen Ge-

fängnisstrafen und Si-

cherungsverwahrung 

kommenden Menschen 

in der Erlacher Höhe, 

einem gemeinschaftli-

chen Wohnangebot der 

sichtslosigkeit erledigt 

und es gäbe auch noch 

keine validen Progno-

seinstrumente, mit Hilfe 

derer die zukünftigen 

„vorzeitigen Erlediger“ 

von den Erfolgreichen 

unterschieden werden 

könnten. Nichtsdestotrotz 

ist auch Fr. von Hecker 

von der Wirksamkeit des 

MRV überzeugt.

Herr Mayer und Frau 

Weidenbacher berichte-

ten über ihre Arbeit und 

Erfahrungen mit einigen 

plädierte für größere 

Spielräume für Hin- und 

Rückverlegungen zwi-

schen JVA und Maßre-

gelvollzug.

Dr. Schalast sprach sich 

zudem gegen eine pau-

schale Durchführung der 

Substitution bei Suchtmit-

telabhängigen aus, da 

der Gefangene dadurch 

mit höherer Wahrschein-

lichkeit in Subkultur und 

Beschaffungsnetzwerke 

integriert bleibe, keine 

dabei besonderen Wert 

auf die sog. Milieuthera-

pie, welche alle Behand-

lungsbereiche im alltäg-

lichen Leben vereint. 

Wohngruppen beispiels-

weise setzten gemein-

sames Wirtschaften und 

reiche. Vielmehr müssten 

kriminogene Merkmale, 

psychische und soziale 

Probleme identifiziert und 

beispielsweise in delikt-

und störungsspezifischen 

Maßnahmen behandelt 

werden. Ihre Klinik lege 
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Wohnungsnotfallhilfe 

unter Trägerschaft der 

Diakonie. Die Einrich-

tung setze sich zum 

Ziel, jedem Menschen 

ein Gesicht und ein ge-

lingendes Leben zu ge-

Kochen voraus, was mit 

ständiger Kompromiss-

bildung und Absprache 

einhergehe und Konflikt-

lösefähigkeiten sowie 

Frustrationstoleranz 

stärke. Unterbewusst 

lernten die Patienten, 

dass prosoziale Verhal-

tensweisen zielführend 

seien. 

Trotz aller Bemühungen 

werde die Maßregel bei 

ca. 50% der Unterge-

brachten wegen Aus-

Autonomie erlange und 

sowohl vom Stoff als 

auch von anderen Per-

sonen abhängig bleiben 

könne. Die Krisensituati-

on der Inhaftierung kön-

ne sogar als Einleitung 

einer effektiven Inter-

vention dienen. Auch 

Frau von Hecker steht 

einer routinemäßig (in 

jedem Einzelfall) durch-

geführten Substitution 

kritisch gegenüber, eine 

Buprenorphin-

Depotspritze jedoch 

könne sinnvoll sein, so-

fern kein Beikonsum 

existiere und es die Be-

handlungsfähigkeit ver-

bessere. Beide spre-

chen sich dafür aus, 

nach Einzelfall zu ent-

scheiden und dem Pati-

enten Wahlmöglichkei-

ten einzuräumen. 

Frau von Hecker betont 

des Weiteren, dass in 

Entziehungsanstalten 

eine Beschränkung auf 

Suchttherapie nicht aus-

„Der Umgang mit den 

Patienten ist anders als in der 

JVA: Die therapeutischen 

Einzel- und Gruppenangebote 

finden ihre Fortsetzung in der 

Milieutherapie und werden 

von den Mitarbeitern des 

Pflege- und Erziehungs-

dienstes aufgegriffen. D.h. 

Therapie findet im 

‚schlimmsten Fall‘ rund um 

die Uhr statt.“

Birgit von Hecker

Vitos Klinik für forensische 

Psychiatrie, Bad Emstal
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geben, unabhängig von 

der Frage nach Ursache 

oder Schuld. Die biogra-

phische Vergangenheit 

ihrer Klientel sei häufig 

unbekannt und in dem 

Sinne irrelevant, dass 

niemand aufgrund seiner 

Vergangenheit etikettiert 

werden solle. Trotzdem 

lege die Einrichtung Wert 

darauf, keine reine Nach-

sorgeeinrichtung zu wer-

den und auch die Zahl 

tens seien wünschens-

werte Entwicklungen 

beim Vergleich der 

Gruppen „SVer vor Ent-

se der Stichtagserhebung 

zur Sicherungsverwah-

rung, welche seit 2014 

jährlich bundesweit 

durchgeführt wird. Die 

vorläufigen Daten über 

die Jahre 2014-2018 be-

stätigen die bisherigen 

Annahmen: Erstens sei 

fehlende Motivation der 

häufigste Grund für Nicht

-Teilnahme an Behand-

lungsprogrammen. Zwei-

lassung“ und „Nicht-

Entlassene“ festzustel-

len. So wies die erste 

Gruppe ein geringeres 

zur Freizeitgestaltung 

sowie Arbeitsstellen und 

ein eigener Wohnraum 

angeboten. Einen 

gleichzeitigen Schutz 

der Allgemeinheit könn-

ten sie aber nicht garan-

tieren. 

Im abschließenden Vor-

trag präsentierte Frau 

Leuschner von der Kri-

minologische Zentral-

stelle (KrimZ) Ergebnis-

der SV-Entlassenen sei 

auf maximal eine Neu-

aufnahme pro Jahr be-

schränkt. Ihr Angebot 

sei nach wie vor auf 

Personen in sozialen 

Notlagen (§§ 67 ff. SGB 

XII) ausgerichtet, wel-

chen sie passende Be-

treuungsangebote in 

einem geschützten Un-

terstützungsrahmen bie-

ten könnten. Dabei wür-

den konkrete Angebote 
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Kontakt: 

Kristina Straßburger 

E-Mail

Kristina.Strassburger

@partner.justiz.niedersachsen.de

Rückfallrisiko, bessere 

Zielerreichung bei einzel-

nen Behandlungsmaß-

nahmen und positiveres 

Verhalten bei vollzugsöff-

nenden Maßnahmen auf.

Wie in vergangenen Jah-

ren ergänzten sich auch 

dieses Jahr während des 

bundesweiten Forum 

Sicherungsverwahrung 

Fachvorträge, konkrete 

Praxisbeispiele und inte-

ressierte Diskussionen 

der Zuhörerschaft. 
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Die nächsten Veranstaltungen der Führungsakademie (Auszug)

Datum Thema

28. - 29.01.2020 
in Wolfenbüttel

Schwierige Situationen meistern 
- Einführung in die kollegiale Beratung für Führungskräfte

10.03.2020
in Celle

Grundlagen der Medienarbeit: 
Was muss, was kann und was darf die Medienarbeit des Justizvollzuges?

18. - 19.03.2020
in Celle

Visuell erkunden, präsentieren und dokumentieren für Führungskräfte im Justizvollzug

24.03.2020
in Celle

Informationsveranstaltung Burnout und Depression

25. - 26.05.2020
in Hameln

Schwierige Gespräche führen

 Konzeption und Durchführung 

individueller Personalauswahl-

verfahren (Assessment Center) 

für Führungskräfte

 Managementtrainings zur Förde-

rung und Weiterentwicklung von 

Nachwuchsführungskräften

 Trainings, Veranstaltungen und 

Beratung im Bereich Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit 

(Medienakademie der nieder-

sächsischen Justiz)

 Beratung und Coaching von Füh-

rungskräften

 Informationen über Trends und 

aktuelle Veränderungsprozesse 

im Justizvollzug  u. a. durch die 

Herausgabe unseres Newsletters

Die Räume der Führungsakademie 

für den Justizvollzug befinden sich 

in der Fuhsestraße 30 in Celle. Dort 

stehen auch Tagungsmöglichkeiten 

zur Verfügung. 

An Führungskräfte werden 

überall hohe Anforderungen ge-

stellt. Für Sie als Führungskräfte 

im Justizvollzug gilt das ganz 

besonders. Auf Sie konzentrieren 

sich nicht nur die Erwartungen 

Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter, sondern auch die der Ge-

fangenen und der Öffentlichkeit. 

Erwartungen, die nicht einfach zu 

erfüllen sind. Wie können Sie 

vorhandene Ressourcen besser 

nutzen? Wie begleiten Sie Ver-

änderungsprozesse begleitet und 

initiieren Innovationen? Wie ge-

hen Sie professionell mit den 

Medien um? Wir unterstützen Sie 

als Führungskraft im Justizvoll-

zug bei der Wahrnehmung Ihrer 

vielfältigen Aufgaben.

Wir bieten an:

 Organisation von Veranstaltun-

gen zu aktuellen Themen 

 Beratung bei Projekten und 

Organisationsentwicklung

Die Räumlichkeiten der Führungsakademie 

befinden sich in der Fuhsestraße 30 in Celle

Die Führungsakademie... 
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Führungsseminare, Personalförderprogramme, Organisationsberatung, Coaching

Rolf Koch Pädagoge

Telefon: (0 51 41)  59 39 - 459
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Michael Franke Diplom-Kaufmann 

Telefon: (0 51 41)  59 39 - 479
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Veranstaltungsorganisation, Seminarvorbereitung, Rechnungswesen, Verwaltung
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Telefon: (0 51 41)  59 39 489
E-Mail: rita.stadie@justiz.niedersachsen.de
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